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Vorwort

aii, Baden-Württemberg steht vor dem
2 spannendsten Landtagswahlkampf seit

| a 16 Jahren. Seit 1972 waren wir nicht

|

_ | mehr so nah an einem Erfolg der SPD und ’

| eu an dem Ziel, durch eigene Kraft endlich

| ve wu die Alleinherrschaft der CDU zu beenden.

| 2

Mit dem vorliegenden „SPD-Land- gesellschaftlichen Gruppen,

| tagswahlprogramm 1988“ treten wir Gewerkschaften, Umwelt- und
für den Neuen Fortschritt ein, der Wohlfahrtsverbänden entwickelt.

| nur jenseits des schwarzen und des Jetzt werden wir im Landtagswahl-
| grünen Fundamentalismus durch kampf diesen Dialog fortsetzen und

eine sozialdemokratische Reform- mit unserem Spitzenkandidaten,

| politik zu erreichen sein wird. Mit Dieter Spöri, MdB, für unsere
diesem Programm legen wir Kon- Politik des Neuen Fortschritts
zepte dafür vor, wie Leistung und eintreten.
Gerechtigkeit zusammengebracht
und damit eine soziale Erneuerung Wir laden alle Bürgerinnen und
unserer Industriegesellschaft durch- Bürger Baden-Württemberss ein,

| gesetzt werden kann. Wir legen ein unsere Konzeption für die Zukunft
Konzept der Versöhnung von Arbeit unseres Landes kritisch zu prüfen

| und Umwelt vor, mit dem wir die und dann ihre Entscheidung am

| ökologische Erneuerung unserer 20. März 1988 zu treffen. i

| Industriegesellschaft erreichen

| wollen, und wir formulieren mit

| unserem Programm eine wertorien-

| tierteTechnologiepolitik, die den

|

Menschen die Technik nutzen undgestalten läßt. Zuzüglich treten wir Ulrich Maurer, MdL

| für eine demokratische Erneuerung SPD-Landesvorsitzender

|

in der Politik unseres Landes ein.

|

Wir haben unser „SPD-Landtags-
wahlprogramm 1988“ in einem offe-
nen Dialog mit den verschiedenen
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| Der neue Fortschritt

| Se eeae Eran er meer een

|

.

E Der neue Fortschritt

| Programm der Sozialdemokraten Baden-Württembergs

| zur Landtagswahl 1988

|

„Neuer Fortschritt für das all- Damit aber die positiven Eigen-
gemeine Wohl der Menschen in schaften und Errungenschaften

|

Baden-Württemberg“. Dies ist das unseres Landes bewahrt werdenZiel der baden-württembergischen können, ist eine grundlegende
Sozialdemokraten, mit dem wir zur Neuorientierung auf den neuen
Landtagswahl 1988 antreten. Wir Fortschritt und die Ablösung des

| fassen in diesem Programm die alten Fortschritts notwendig. Denn
|

praktischen Initiativen und Ideen .| uniibersehbar sind die Schatten-
zusammen, die wir in den letzten seiten bei einer Fortschreibung der
Jahren zur Gestaltung der Zukunft bisherigen Politik.
erarbeitet haben. Die Fortschrei-
bung des Bestehenden ergibt noch Der alte Fortschritt hat zu wirt-
keine gute Zukunft. schaftlichem Wachstum und zur

Steigerung des Wohlstandes beige-
Baden-Württemberg ist heute das tragen. Dabei haben uns technische

wirtschaftlich stärkste Bundesland in Entwicklungen in vieler Hinsicht
der Bundesrepublik Deutschland. geholfen. Doch das Setzen aufjede

_

Der Stellenwert unseres Bundes- Technologie, auf wahlloses wirt-
landes beruht auf einer vielfältigen schaftliches Wachstum und auf
Wirtschaftsstruktur, die über viele einseitige wirtschaftliche Großinte-
Jahrzehnte gewachsen und gereift ressen hat unübersehbare Schadens-
ist, auf der Tradition geistiger Offen- wirkungen hervorgerufen, die zur
heit und Liberalität — vor allem Geisel für künftige Generationen
aber auf der Leistung der Bürge- und zur Fessel der weiteren wirt-
rinnen und Bürger unseres Landes. schaftlichen Entwicklungen werden.
Dabei kommt unserem Land die :

Rolle zugute, geographische Naht- O Die unverkennbare Bevorzugung
:

stelle der wirtschaftlichen Bezie- der GroBunternehmen durch die
hungen zwischen den nördlichen Landesregierung verdrangt die
und südlichen Teilen der Euro- mittelständische Wirtschaftsstruktur
päischen Gemeinschaft zu sein, die des Landes und mißachtet die Inte-
heute der größte gemeinsame Wirt- ressen der strukturschwachen
schaftsraum des Erdballs ist. Unser Räume. Dies gefährdet die Erfolgs-
Land ist gesegnet durch ein breites grundlagen unseres Landes, indem :

kulturelles Erbe und eine einzig- es seinen wirtschaftlichen Erfolg
artige Naturlandschaft. zunehmend vom weiteren Erfolg

7
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:Der neue Fortschritt

|
|

weniger großer Unternehmen zustellen, betreibt die Schulpolitik

| abhängig macht. der Landesregierung eine engstir-

| nige Umkehr zu vordemokratischen
© Baden-Württemberg ist Spitze im Erziehungsidealen und -inhalten des

|

ungeziigelten Landschaftsverbrauch. 19. Jahrhunderts. Statt die Bega-
Ballungsräume platzen aus den bungsreserven breit auszuschöpfen,
Nähten und führen zu unerträg- wird an früheres Elitedenken ange-

I lichen Verkehrsverhältnissen, knüpft.

|

wahrend der landliche Raum
i ausblutet und die von bäuerlichen Wir setzen gegen die Einseitig-

|

Familienbetrieben des Landes keit, Widerspriichlichkeit und
gepragte Agrar- und Dorfstruktur Zusammenhanglosigkeit dieser

|

zerfällt. Trotz zunehmender umwelt- | Politik den neuen Fortschritt: Dieser

i politischer Maßnahmen verliert die setzt auf eine Wirtschafts- und Tech-

| Umwelt das Rennen mit der Um- nologiepolitik, die den Werten des
weltzerstörung, weil derWirtschafts- sozialen Ausgleichs und der Erhal-

i weise nicht die notwendigen Riick- tung und Wiederherstellungder

| sichten auf die natiirlichen Lebens- natürlichen Lebensgrundlagen

| grundlagen abverlangt werden. Die verpflichtet ist. Der neue Fortschritt
i kurzfristige Ausbeutung der Natur will die Lebensqualität der

| zerstört zunächst Lebens- und Menschen steigern und zwischen-
i wenig später auch Wirtschafts- menschliche Beziehungen fördern;

| räume. der neue Fortschritt will die solida-

q rische und gerechte Gesellschaft.
O Der Kampfjeder gegen jeden Er steht gegen eine Gesellschaft von

I nimmt zu, die Mentalität der Egoisten, die nur noch an sich und

|

schnell verdienten Mark und des
| nicht mehr an die Mitmenschen

|

rücksichtslosen Egoismus greifen oder an die Zukunft denken. Der

|

um sich. Menschen vereinsamen neue Fortschritt steht auf Solidaritat

|

und zwischenmenschliche Bezie- statt aufVerdrängung und Ausgren-
i hungen zerfallen. Der wirtschaft- zung von Menschen, aufUmwelt-

|

liche Reichtum vergrößert sich, aber technologie statt auf Rüstungstech-

| gleichzeitig leidet die Gesellschaft nologie, auf Chancengleichheit und
an menschlicher Verarmung. Leistungsgerechtigkeit statt auf

i Eliten und leistungslose Privilegien.

| O Die Zukunft unseres mit der

I Weltwirtschaft eng verflochtenen Die CDU des Landes ist in drei

| Landes verlangt Aufgeschlossenheit Richtungengespalten:

i und Weltoffenheit. Aber statt unsere

I Kinder auf die Bewältigung der Die eine Richtung setzt auf
Probleme des 21. Jahrhunderts ein- einen einseitigen technischen Fort-

|
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Der neue Fortschritt
Se

| schritt, der keine Antwort auf die einen sozial-reaktionären Libera-
- damit verbundenen sozialen und lismus verbergen.

| ökologischen Schäden gibt. Eine

| zweite Richtung orientiert sich an Die SPD Baden-Wiirttembergist

| der rechtskonservativen CSU und die Alternative zum überholten

|

steht an der Seite derjenigen, die einseitigen Fortschritt, zum unso-
die innere Liberalität abbauen und zialen Manchester-Liberalismus.
Abrüstungschancen blockieren. Die SPD ist die traditionsreichste

| Einer dritten Richtung ist der und bewährteste demokratische
|

Begriff der sozialen Marktwirtschaft Kraft unseres Landes. Sie war der
| ein Fremdwort geworden, und sie eigentliche Wegbereiter der Demo-
| betreibt an der Seite der FDP eine kratie und des allgemeinen und

immer unverblümtere Interessen- gleichen Wahlrechts. Ein Sozialde- ~

| politik für Millionäre auf Kosten mokrat war der erste demokratische
| vieler Millionen Menschen. Staatspräsident nach Überwindung

der Monarchie im Lande. Die SPD
Die baden-württembergische hat 1933 als einzige Partei bis zuletzt

FDP betreibt inzwischen im Namen gegen die Zerstörung der ersten
| der ungezügelten Wirtschaftsmacht deutschen Demokratie gekämpft, als .

eine Ergänzung des alten Fort- sich auch die badischen und würt-
schritts durch eine Privatisierung tembergischen Liberalen schon
öffentlicher Dienstleistungen und gebeugt hatten oder Handlanger
eine Kommerzialisierung aller wurden.
Lebensbereiche. Diese Politik führt
zu einer Ausplünderung des Volks- Badische und württembergische
vermögens, einer Schwächung der Sozialdemokraten waren 1945 die
Leistungsfähigkeit des Staates und Ersten des demokratischen Neube-

| zu einer Zerstörung sozialer ginns. Die SPD hat 1952 gegen den

| Lebenszusammenhänge, zu neuem Widerstand der CDU die Gründung
| Reichtum weniger und zur neuen des Landes Baden-Württemberg

Armut vieler. Diese Politik wird durchgesetzt und damit den Grund-
Baden-Württemberg hinter die stein für die Entwicklung unseres

| sozialen Errungenschaften zuriick- Bundeslandes gesetzt. Baden-wiirt-

| führen, für die Generationen gear- tembergische Sozialdemokraten

} beitet haben. haben zwischen 1952 und 1972 als

| Wirtschaftsminister die Grundlage

| Die Grünen Baden-Württem- für die Wirtschaftsentwicklung und

| bergs huldigen einem elitären Indi- als Innenminister die moderne
| vidualismus. Ihre Repräsentanten Leistungsverwaltung des Landes

können vor der Basis der Grünen geschaffen. Die SPD Baden-Würt-
kaum noch ihre Anpassung an ‘|

temberg hat nach 1966 die christ-
9
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- Der neue Fortschritt

|

liche Gemeinschaftsschule durch- Treibkraft fiir die gesamte Politik
I gesetzt und einen konfessionellen des Landes sein.

| Kulturkampf verhindert.

| Unsere Leitlinien sind
In den siebziger Jahren war die|

SPD Baden-Württemberg die erste O eine sozial und ökologisch

| parteipolitische Kraft in der Bundes- verpflichtete Wirtschafts- und Tech-
republik Deutschland, die für die nologiepolitik

i Uberwindung der Kernenergie,
i Energieeinsparen und die Versöh- © gleiche berufliche und kulturelle

| nung wirtschaftlicher mit umwelt- Lebenschancen in einer solida-1. politischen Zielen eintrat. Die rischen Gesellschaft
Verhöhnung dieser Forderung nach
politischer Neuorientierung durch © Meinungsfreiheit, Gerechtigkeit

|

die regierende CDU hat ein Jahr- und innerer Frieden| zehnt wertvoller Zeit verspielt. Die

| SPD leitete 1982
—
1984 mit der © ein demokratischer und

Arbeit der „Kommission Zukunft leistungsfähiger Staat
Baden-Württemberg“ die Zukunfts-

| diskussion für unser Bundesland © Frieden und internationale
ein. Zusammenarbeit.

i

Baden-Württemberg braucht eine
praktische Durchsetzung dieser

|

Politik. Nicht Worte sind gefragt,|

wenn die Notwendigkeit eines

|

neuen Fortschritts unübersehbar

ı geworden ist, sondern glaubwürdige
i Taten. Die SPD Baden-Wiirttemberg

:

ist die moderne Volkspartei des
; Landes, die fiir die vielen prak-
i tischen Schritte eines neuen Fort-
i schritts steht. Mit diesem Selbstbe-

wuBtsein treten wir zur Landtags-

| wahl 1988 an und zeigen, wie wir
uns eine Regierungsverantwortung
für das Land Baden-Württemberg

i vorstellen.

Eine deutliche Stärkung der SPD

| bei der Landtagswahl wird eine
10
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Wirtschafts-, Technologie- und Mittelstandspolitik

- Teil A Wandel. Vor dem „Gewußt wie“
i muß das „Gewußt wozu“ stehen.

| l. Für eine ökonomisch, ökologisch Wir werden eine an menschlichen

| und sozial verantwortliche Wirt- Wertvorstellungen orientierte Tech-
schafts-, Technologie- und nologiepolitik betreiben. Das erfor-
Mittelstandspolitik dert Reformen in vielen Bereichen.

Deshalb arbeiten wir für die sozial

| Die Verantwortung vor den verpflichtete und ökologisch gebun-
jüngeren und künftigen Genera- dene Marktwirtschaft. Eine Privati-

: tionen gebietet eine ökologische
.

sierung Öffentlicher Dienstleistungen
Reform der Industriegesellschaft. lehnen wir ab. Unser Ziel ist, in =

Die Verantwortung für die Mit- Baden-Württemberg Vollbeschäfti-
menschen gebietet die weitere gung zu erreichen. Es kann und
soziale Reform der Industriegesell- muß die Aufgabe Baden-Württem-
schaft. Wir Sozialdemokraten bergs sein, die Arbeitslosigkeit
stehen für den Einstieg in eine abzubauen. Keine Wirtschaftsregion
ökologisch und sozial verantwort- hat günstigere Voraussetzungen
liche Wirtschafts- und Technologie- dafür als unser Bundesland.
politik. Wir kämpfen gegen die
Aussteiger auf allen Seiten: gegen Wer keine Maßstäbe dafür kennt, ;

diejenigen, die der Illusion frönen, welche technischen Entwicklungen
man könne um der Umwelt willen zu fördern sind und welche nicht
aus der Verantwortung für die zur Entfaltung kommen dürfen, der
Gegenwart aussteigen und gegen produziert um des kurzfristigen
diejenigen, die um des kurzfristigen wirtschaftlichen Nutzens willen
wirtschaftlichen Vorteils willen aus Folgeschäden, deren Beseitigung die :

der Zukunft aussteigen. Wir Gesellschaft teuer zu stehen
betrachten die Marktwirtschaft als kommt. Das ist unser zentraler
das effektivste Instrument zur wirt- Vorwurf an die Technologieförde-
schaftlichen Leistungssteigerung rungen der Landesregierung, die

| und zur raschen Anpassung an neben richtigen Fördermaßnahmen
veränderte Rahmenbedingungen. unterschiedslos Technologie fördert,

| Aber der Markt allein ist blind die in Sackgassen münden und

| gegenüber den Werten gesellschaft- künftigen Generationen kaum zu

7 lichen Zusammenlebens und der bewältigende Probleme hinterlassen.

| Zukunftsvorsorge. Technischer Fort- Der Staat hat weder die Mittel noch

| schritt ist deshalb auch eine poli- die Aufgabe, alle technologischen

| tische Gestaltungsaufgabe. Der Entwicklungen zu fordern. Er mu8
grundlegende Wandel der Technik aber gezielt Grenzen setzen und
erfordert einen grundlegenden dort Schwerpunkte bestimmen, wo
gesellschaftlichen und kulturellen die im Wettbewerb stehenden

11
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Wirtschafts-, Technologie- und Mittelstandspolitik

I. - Unternehmen noch nicht selbst in So sagen wir unverändert nein

|

: der Lage sind, sich auf die sozialen zur weiteren Nutzung der Kern-a und ökologischen Erfordernisse der energie, die neben den Unfall-
I Zukunft einzustellen. gefahren der Gesellschaft über Jahr-

|

hunderte hinweg das Entsorgungs-

th Wir setzen in der baden-wiirt- risiko aufbürdet und deshalb auch

I

-

tembergischen Landespolitik auf wirtschaftlich immer untragbarer
: wird. Unter der Verantwortung der

| O Schwerpunktprogramme für SPD würde aus Baden-Württemberg
i solche Technologien, die unserer jegliche Beteiligung an der Wieder-
| Verpflichtung fü

r

eine soziale und aufarbeitung sofort eingestellt,alle

I ökologische Wirtschaftsweise Kernkraftwerkplanungengestrichen
entsprechen, und keine neuen Betriebsgenehmi-

i - gungen mehr erteilt werden. Wir

N O Schwerpunktprogramme für sind für die Stillegung der laufenden
i besonders bedrohte Regionen des Kernkraftwerke im Zeitraum von

i Landes, 10 Jahren, wobei sich fiir uns der
So
u ; ie Zeitpunkt der einzelnen Maß-

= N ökologisch
eModernisierung nahmen aus den atomrechtlichen

| der wirtschaftlichen Infrastruktur Bestimmungen, den Erfolgen bei

| des Landes, der Bereitstellungregenerativer

f

© Förderprogramme, die öffent- Energietrag er und der Energieein-
liche und private Investoren moti- sparung ergibt.

|

vieren, an der Meisterung der :|

neuen Herausforderung mitzu- Wir sind für ein sofortiges Ver-
i wirken, bot des Einsatzes von Fluorchlor- '|

kohlenwasserstoffen in SpraydosenI O eine vorsorgende und Fehlent- sowie eine Verhinderung der Frei-

) wicklungen korrigierende Umwelt- setzung in anderen Anwendungsbe-
i politik, reichen.

\

©. die Erhaltung der mittelstän- x

il dischen Wirtschaftsstruktur des Wir wenden uns gegen jede
i Landes, Menschenplanung. Aus diesem

| Grunde wenden wir uns gegen alle
i O die Erhaltung der bäuerlichen Bereiche der Gentechnologie, die

5 Familienbetriebe, diese zum Ziel haben oder die nicht
| zurückholbare, umweltschädliche

O ein optimales Zusammenwirken Eingriffe in die Natur bedeuten.
I) aller am Wirtschaftsprozeß Betei- Wir sagen nein zu dem weiteren
1 ligten. unmäßigen Landschaftsverbrauch.



Wirtschafts-, Technologie- und Mittelstandspolitik

|

. 1. Schwerpunkte einer wert- und Unternehmen (Technologie-
| orientierten Technologiepolitik transfer) und

| Aus technologischen Erkennt- O durch Förderung von
nissen marktfähige Produkte zu Forschungs- und Entwicklungsvor-

| entwickeln, ist Aufgabe der Unter- haben kleiner und mittlerer Unter-

{

.

ie ae 2

| nehmen, die dafür auch das Risiko nehmen zur Schaffung neuer
|

| tragen. Staatliche Technologiepolitik Arbeitsplätze.

| kann dazu optimale Voraussetzun-
gen schaffen durch Die entscheidende politische

Aufgabe besteht aber darin, neue
O eine effiziente Forschungspolitik, Technologien in die Felder des
den Austausch wissenschaftlicher gesellschaftlichen Bedarfs zu lenken.

| Erkenntnisse zwischen Hochschulen |. Dazu gehören in erster Linie er-
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| Der Industriestandort Baden-Württemberg ist aufZukunftstechnologien und Innovationen ange-

| wiesen - sowohl um die Umwelt zu schützen als auch zur Sicherung der wirtschaftlichen Spitzen-
stellung des Landes. Aufdem Forum der SPD „Energien der Zukunft“ läßt sich Dieter Spöri hier
von Dr. Kleinwächter (Bomin-Solar) ein von seiner Firma entwickeltes Gerät zur Umwandlung von
Sonnenenergie in Motorkraft erläutern.
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Wirtschafts-, Technologie- und Mittelstandspolitik

|

| neuerbare Energieformen, energie-
| orientieren und die Energieversor-

|

und rohstoffsparende Produkte und gungsunternehmen des Landes zum

|

Produktionsverfahren sowie Maß- Bau von Pilotanlagen sowohl in

| nahmen zur Humanisierung der Baden-Württemberg wie auch in

'

Arbeitswelt. Deshalb werden wir Partnerländern des Mittelmeer-

| auch die Gewerkschaften in den raumes veranlassen. Wir werden
Technologiedialog zwischen Wissen- eine breite Bund/Lander-Koordina-

i schaft, Wirtschaft und Staat einbe- tion in die Wege leiten und Initia-

i

ziehen. Diese Mitwirkung der tiven auf der Ebene der Euro-

i

Arbeitnehmervertretungen ist keine päischen Gemeinschaft anstoBen. In|

_
Technologiebehinderung, sondern enger Zusammenarbeit mit den

| Voraussetzung für den gesellschaft- Unternehmen des Landes werdeni lichen Konsens über technologische | wir die Entwicklung von Speicher-,I Zielbestimmungen. Transport- und Nutzungstechniken

N

des solaren Wasserstoffs voran-i Wir wollen die Voraussetzungen treiben — für Automobile, Motoren,
| schaffen, Brennstoffzellen, die Haus- und

i Prozeßwärme, für Kleinkraftwerke
i © daß die Bemühungen um wirt- und für Flugzeuge. Wir beziehen in

| schatliche Produktivitätssteigerungen die Perspektive „Solarer Wasser-| orientiert werden auf die Humani- stoff“ neben der Nutzung von
i sierung der Arbeitswelt und einen Sonnenkraftwerken auch die

ökologisch verträglichen rationellen Nutzung von leistungsfähigen Wind-

| Umgang mit Energie, Rohstoffen kraftanlagen und der Wasserkraft

| und Materialien ein. Wir sehen in dieser Perspektive
i die wichtigste Zukunftstechnologie
| © daß Baden-Württemberg an der für die Industriegesellschaft, die —|

Spitze des Einstiegs in das Solarzeit- neben der Chance zur Lösung des

N alter steht. Energie- und Luftverschmutzungs-
i problems

— zahlreiche neue: Ein zentraler Schwerpunkt ist fiir Arbeitsplätze schaffen hilft und dem

ı

uns deshalb die Bereitstellungrege- | Automobil- und Flugzeugbau,der :4 nerativer Energietechnologien. Im Kraftwerks-, Stahl-, Elektro- und
i Mittelpunkt steht dabei die Chemieindustrie eine zukunfts-

Forschung, Entwicklung und Markt- sichere neue Grundlage verschafft.

4 einführung der Sonnenenergie und
i des solaren Wasserstoffs. Wir sehen Keine Gesellschaft kann es sich
| darin die einzigartige Chance, das aber leisten, ausreichendes Kapitel
| Energie- und das Umweltproblem für zwei verschiedene Wege der

ü zu lösen. Wir werden die universi- Energietechnik aufzuwenden. Des-

u täre Forschung an dieser Aufgabe halb ist der von uns vertretene

| 14



Wirtschafts-, Technologie- und Mittelstandspolitik

Weg des gezielten Ausstiegs aus der langere Sicht volkswirtschaftlich
Kernenergie zugleich die Vorausset- gewinnbringend sind und zukunfts-
zung fiir den Ubergang zu anderen orientierte Arbeitsplätze schaffen.

| Energieformen.
Br Wir begrüßen die soeben er-

| Vielseitigkeit in der Energiever- folgte Stiftung „Institut Baden-Würt-

| sorgung bedeutet Nutzung aller temberg Solar- und Wasserstoff-
i regenerativer Energiequellen wie technik“, in dem eine Zusammen-

Solarenergie, Windkraft, Wasser- arbeit zwischen öffentlicher Unter-

| kraft, geothermische Energie, Biogas nehmensforschung stattfindet. Diese
und Energiegewinnung aus Ab- entspricht Vorschlägen, wie sie allen
fällen. Wir wollen die Anwendung voran von der baden-württember-
der Photovoltaik fördern, indem wir gischen SPD erhoben wurden. Die Z

dafür bei den öffentlichen Ge- Forschung und Entwicklung regene-
bäuden Zeichen setzen. Sie schließt rativer Energie kann jedoch nur
die Reaktivierung stillgelegter dann den zentralen politischen Stel-
Wasserkraftanlagen ebenso ein wie lenwert erhalten, wenn in der
die effizientere Ausnutzung der Forschungspolitik eine tatsächliche

| Primärenergie durch Kraft-Wärme- Prioritätenänderung stattfindet.
Koppelung. Wir wollen diese Wege Dazu gehört der Verzicht auf die
durch Investitions- und Marktein- weitere Forschung und Entwicklung

..
führungshilfen fördern. der Kernenergie und der Fusions-

energie. An der Bereitschaft zeigt
Die größte Energiequelle liegt sich die Glaubwürdigkeit einer

derzeit in energiesparender Technik. neuen Technologiepolitik. Wir
Sie reicht von stromsparenden wollen eine Initiative ergreifen zur
Haushaltsgeräten bis zur hochent- Umwidmung des Kernforschungs-
wickelten Technologie des Supra- zentrums Karlsruhe zu einem Ener-
leiters, mit dem Leitungsverluste gieforschungszentrum, das

| vermieden werden und der Kraft- Aufgaben in der regenerativen

| werkskapazitäten einsparen hilft Energieforschung übernimmt.
| sowie tiber weite Entfernungen

| solaren Strom verfügbar macht. Mit Weitere Schwerpunkte in der |

| diesen Techniken kürzen wir den Technologieförderung wollen wir

| Weg der breiten Nutzung solaren setzen:
| Wasserstoffs ab und überbrücken

| gleichzeitig den Zeitpunkt, bis der O In der Entwicklung moderner
neue Energieträger zur Verfügung Werkstoffe (Keramik, Verbundwerk-

| steht. Wir werden die vielseitigen stoffe, Halbleiter) durch Materialfor-
Anwendungsformen solcher Tech- schung, die uns eine Wirtschafts-
nologien fördern, weil sie auf weise mit knappen Rohstoffen und

15
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i begrenzten Ressourcen ermög- Stiftung „Humanisierung derI lichen. Dabei ist auf die Wiederver- Arbeitswelt”

| wertbarkeit der Materialien zu
i achten. Wir wollen eine baden-wiirttem-

| bergische Stiftung zur Humanisie-

:

rung der Arbeitswelt einrichten, die

| O In der Entwicklung von Tech- menschengerechtere Arbeitstech-
i niken zur Luftreinhaltung und der niken und Arbeitsorganisationen

|

Abfallvermeidung, -beseitigung und erforschen und entwickeln soll,I" -verwertung. insbesondere im Blick auf die
Vereinbarkeit von Familie und

i Beruf und auf die Wiedereingliede-i O In der Entwicklung von Techno- rung von Frauen in die Erwerbs-

\

logien für wünschenswerte, human- arbeit. Mit neuen Technologien
und umweltverträgliche Ziele. Fach- sollen gesündere und inhaltsreichere

I übergreifende Ethik-Kommissionen, Arbeitsplätze geschaffen und die

1

z. B. an den Hochschulen, sind tayloristische Zerstiickelung
nötig, die die Grenzen von menschlicher Arbeit in kleine und

I Forschung und deren Anwendung kleinste Verrichtungen überwunden|

kontrollieren. werden.

N
|

O In der Entwicklung der Telekom-i munikation, insbesondere für deni Bereich der Informationsverarbei-i tung und Informationsvermittlung, 2. Regionale Strukturpolitik
i die der Allgemeinheit zugute‘ kommen, sowie in biirgernahen Das starke Wirtschaftswachstum

\ Anwendungen wie Umwelt-, Ver- des Industrieraums um Stuttgart
braucher- oder Weiterbildungs-Infor- verdeckt die erheblichen Struktur-

i mationssystemen.
| defizite in anderen Teilraumen

unseres Landes. Die sporadischen

il und unkoordinierten Förderpro-
| O In der Entwicklung von Techno- gramme der Landesregierung

4 logien zur Humanisierungder konnten das wirtschaftliche
i Arbeitswelt. Wir wollen, daB die Ungleichgewicht der einzelnen
| moderne Technik nicht in erster Regionen nicht ausräumen.

| Linie zur Wegrationalisierung von
| Arbeitsplätzen, sondern zu gesün- Wir wollen eine gezielte regio-

N deren und menschenwürdigeren nale Strukturförderung nach
‘| Arbeitsplätzen führt. folgenden Leitlinien:
| 16
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Regionale Entwicklungsplane Standorte fiir Hochtechnologie

| Die bisher hierarchisch von oben In den einzelnen Universitäts-
nach unten entwickelte Landes- regionen sind Forschungsschwer-

| planung muß stärker dezentralisiert punkte so auszubauen, daß optimale
|

| werden. Die Regionalverbände Standortvoraussetzungen für Hoch-
| sollen mit den am örtlichen Wirt- technologie entstehen. Es sind

schaftsgeschehen Beteiligten Konzepte zur Verbesserung des
(Kammern, Gewerkschaften, Technologietransfers zu entwickeln,

|
Arbeitsämtern) für alle Teilräume die den jeweiligen Forschungs-
der Region die spezifischen Gefähr- schwerpunkten angepaßt sind.
dungs- und Entwicklungspotentiale
erfassen und daraus regionale i Rn si

Entwicklungsplane ableiten. Ziel- Altindustrialisierte Raume
konflikte zwischen den Entwick- : ee

5 : : In den altindustrialisierten
lungsplänen der einzelnen Regionen Rä Soe oad AAan:
sind auf Landesebene auszuräumen. ee pas

sungsproblemen ist die vorhandene
Landeshaushalt und regionale öffentliche Infrastruktur den Anfor-
Entwicklungsziele derungen moderner Industrien und _

Dienstleistungen anzupassen. Nach -

Finanzhilfen und Investitionen einer Bestandsaufnahme und Ziel-
des Landes sind auf die regionalen beschreibung sind vom Land zu
Entwicklungsziele zu konzentrieren. fördernde Anpassungsmaßnahmen
Der Landeshaushalt muß die regio- zu entwickeln.
nale Wirkung von Finanzhilfen und
Investitionen des Landes darstellen. & Boe A

Die Erfolgskontrolle erfolgt über ee UL mausaels
regelmäßige Entwicklungsberichte. Re

Kommunaler Finanzausgleich Durch systematische Untersu-
chungen ist festzustellen, in

Der kommunale Finanzausgleich welchen Bereichen optimale landes-

| muß stärker auf zentralörtliche planerische und ökologische Voraus-

| Funktionen ausgerichtet werden. setzungen für industrielle Großpro-

| Zum Ausgleich von Strukturdefi- jekte (ab 100 ha Flächenbedarf) ge-
| ziten in finanzschwachen Zentral- geben sind. Für geeignet erschei-

| orten ist der Ausgleichsstock auszu- nende Flächen sind vorsorglich um-

| bauen. Strukturelle Nachteile, die fassende Umweltverträglichkeits-
durch unterschiedliche Soziallasten prüfungen vorzunehmen und ökolo-
entstehen, sind durch Soziallasten- gische Ausgleichsmaßnahmen dar-
ausgleich aufzuheben. zustellen.

17
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:
tit |

Ausbau ländlicher Mittelzentren 3. Okologische Modernisierung
; : der Infrastruktur

| In strukturschwachen ländlichen

| Räumen muß sich die Regionalför- Die ökologische Modernisierung
i derung auf ausbaufähige Mittel- der Infrastruktur des Landes wird ini zentren konzentrieren. Gewerbliche einigen Bereichen dazu beitragen,i Standortnachteile miissen durch daß im Vergleich zu früheren

lh gezielten Ausbau der öffentlichen Maßnahmen erhebliche Kostenein-|

Infrastruktur ausgeglichen werden. sparungen erzielt werden können.
Dazu gehören auch kulturelle Dies gilt insbesondere für den Stra-

I) Angebote und Einrichtungen der Benbau und die Energieversorgungs-

|

Weiterbildung. struktur.il Eine entscheidende Vorausset-

i zung für die räumliche Dekonzen- In einer SPD-geführten Landes-

N

tration von Betriebsstätten und regierung wird die Verkehrspolitik
:

I) Dienstleistungseinrichtungen ist die nicht allein darauf ausgerichtet sein,
I neue Infrastruktur der Telekommu-

nikation. Knotenpunkte des künf- © den Bürgern die gewünschte

ii tigen digitalisierten Fernsprech- hohe Mobilität bei größtmöglicher
netzes (ISDN) müssen ohne Zeit- Sicherheit zu garantieren und

ll verzögerung auch in ländlicheni Mittelzentren eingerichtet werden. O die für ein funktionierendesi Dies ist eine den betriebswirtschaft- Wirtschaftsleben erforderliche

1 lichen Erwägungen der Deutschen Schnelligkeit, Kostengünstigkeit und

N

'
Bundespost übergeordnete landes- Zuverlässigkeit der Gütertransporte

:

planerische Notwendigkeit. sicherzustellen.

i Standortberatung Sie wird gleichberechtigt als

il weitere Ziele vor allem die Mini-i Verfügbare Gewerbeflächen und |
mierung der Umweltbelastung

| in die in ihrem Umfeld gegebenen sowie des Landschafts- und Energie-
Strukturmerkmale sind nach den verbrauches verfolgen.

N Anforderungen einzelnerWirt-
i schaftskategorien zu erfassen und in Sozialdemokratische Verkehrs-

N einem zentralen Informationssystem politik geht davon aus, daß ein
| abrufbereit zu halten. Fiir ansied- völlig unkontrollierter Wettbewerb

| lungswillige Unternehmen muß zwischen den einzelnen Verkehrsträ-
| nach objektiven Kriterien erkennbar gern wegen des damit verbundenen
|

sein, wo sie für ihren spezifischen Parallelausbaus der jeweiligen
| Bedarf die besten Voraussetzungen Verkehrsinfrastruktur aus volkswirt-

vorfinden. schaftlichen Gründen nicht ver-
18
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tretbar ist. Vielmehr müssen die Wir setzen auf eine Erneuerungder
einzelnen Verkehrsträger ihre kommunalwirtschaftlichen Verant-
Aufgaben arbeitsteilig in einem wortung in der Energieversorgung —

| vernünftigen Miteinander erfüllen. eine Rekommunalisierung nach
Dieses vernünftige Miteinander der dem Beispiel der Stadt Rottweil, das
Verkehrsträger erfordert einen staat- zu geringerem Energieverbrauch,
lichen Ordnungs- und Investitions- einer Entlastung der Umwelt —

rahmen, bei dem der Nachholbedarf | einer verstärkten Ausschöpfung der
des öffentlichen Verkehrs vor allem heimischen Ernergiequellen und zu
an Mitteln für die Infrastruktur billigerer Energie geführt hat. Wir
angemessen berücksichtigt werden werden dafür sorgen, daß solche
muß. Modelle nicht länger gegen den

Widerstand der großen Verbund-
© Auf Bundesebene setzen wir uns unternehmen durchgeführt werden
dafür ein, daß für die Bundesbahn müssen, sondern mit deren Unter-
die Trennungsrechnung durchge- stützung. Private Anbieter müssen
führt wird: Indem künftig die Schie- leichter die über den eigenen Bedarf
nenbau- und Erhaltungsmaßnahmen hinaus gewonnene Energie an die
sowie der Straßenbau aus dem Versorgungsnetze abgeben können
öffentlichen Haushalt finanziert und dafür mindestens den Preis
werden und die Bundesbahn nur erhalten, den die Großversorger als
noch ihre Betriebskosten finan- eigenen Höchstlastpreis ausweisen.
zieren muß, ist ein tatsächlicher
Kostenvergleich mit dem Straßen- O Im Bereich der Abfallwirtschaft
verkehr möglich und damit eine und der Wiederverwertung wollen
faire Preisgestaltung. wir dafür Sorge tragen, daß alle

wiederverwertbaren Stoffe auch
O Im Bereich der Energieversor- tatsächlich abgenommen werden
gung wollen wir bewirken, daß die und dafür notfalls, beim Fehlen
überwiegend Öffentlichen Unter- privater Abnehmer, durch öffent-
nehmen ihren Gemeinwohl bezo- liche Unternehmen eine Wiederver-
genen Auftrag tatsächlich wahr- wertungsproduktion sichergestellt
nehmen. Das bedeutet, daß sie ihre wird.

| öffentliche Verantwortung zur Siche-
rung der Daseinsvorsorge verstärkt
beachten müssen und sich nicht nur

| nach kurzsichtigen betriebswirt-

| schaftlichen Kostenvorteilen richten
dürfen. Wir wollen einen linearen
Stromtarif durchsetzen, der nicht
länger das Energiesparen bestraft.
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4. Rahmenprogramm für Regierungskommission Fernmelde-
Unternehmen und wesen und angesichts weitgehender

| öffentliche Investoren Bestrebungen, das Post- und Fern-I
: . ; meldewesen zu „liberalisieren“ und

h

- Damit alle am Wirtschaftsge das Einheitsunternehmen Deutsche
i schehen als Investoren Beteiligten Bund hl il

i,

. so rasch wie möglich die Umstel- ue we = a no en
lung auf eine ökologisch verantwort- MER EN N

I! liche Wirtschaftsweise vollziehen ; : i :i können, wollen wir die Neuauflage a m
s nn a

N eines Zukunftsinfrastrukturpro- en esrepubli eutschla
n

~i ; ems fir smiwelteerec
hic Ii ech: traditionell Staatsaufgabe mit Verfas-

|

tionen und die Realisierungdes ee Dies muß auch in Zu-I 3 kunft so bleiben.| Arbeit- und Umweltprogrammes.
i Wir werden uns dafür einsetzen. Ce :i | ’h

daß Baden-Württemberg sich den O Der gemeinwirischafiliche|
Br SE

Auftrag der Bundespost, nämlichi SPD-Initiativen fiir dieses Pro- Allan Baier in Stadt und Landı gramm im Bundesrat anschließt. ; ve oe :ii ; men : ihre Dienste zu gleichen Bedin-
I

| Sollte die gegenwärtige Bundesregie- en nehm anubieesi rung bei ihrer Weigerung bleiben, Sn
es

ao
e ee| ER

DE ist auch in Zukunft unverzichtbar.I werden wir ein Sonderprogramm!

fiir Baden-Wiirttemberg einleiten. ‘ : :Dabei treten wir der Legende ent- O Der bffenilich-rechtliche Status
i ; ; der Post, der Verbund von Post-,il gegen, daß die Programme inefiek- Bank- und Fernmeldediensteni tiv seien und lediglich die Staatsver- = ; J") : - müssen erhalten bleiben. Eineil schuldung hochtreiben würden. Das Feischlaeufie de

r Deutseheä EEil Programm „Arbeit und Umwelt“ ee ns ; Se: en vn en Shae
i enthält Zinsvergünstigungen, die zu n ae Teil a t

i) -umweltgerechten Neuinvestitionen —. a = Sean oe
anregen, so daß für jede eingesetzte N

I öffentliche Mark ein mehrfaches an |- En

N Investitionen mobilisiert wird, ee ee ee

7 wodurch sich das Programm iiber S

csBe garg oe ee

| neue Arbeitsplätze und ein entspre- | h ee Se
i chendes höheres Steueraufkommen gesetzlichen. 1 rastrukturauftrag

es

u ib Grane. der Post erhalten bleiben. Ohne

4 interne Mischkalkulation kann die
i 2 Deutsche Bundespost ihren Auftrag,

I) en ng der Dienstleistungen auch dann anzu-

N P bieten, wenn einzelne Dienstlei-
| Vor dem Hintergrund der stungen des Post- und Fernmelde-
\ Empfehlungen der Mehrheit der wesens für sich alleine nicht kosten-
| 20
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deckend erbracht werden können, standsfreie gesunde Nahrungsmittel
nicht erfüllen. und eine naturverträgliche landwirt-

| 2 schaftliche Produktionsweise. Wir =

O Bei allen Überlegungen über die wollen die Einkommen unserer :

| künftige Struktur der Post sind die Landwirte durch abgesicherte

| mittel- und unmittelbaren arbeits- Marktpreise und direkte, gesetzlich

| markt- und beschäftigungspoli- festgelegte Einkommenshilfen absi-

| tischen Auswirkungen zu beachten. chern. Erforderlich sind Nutzungs-
Wir setzen uns dafür ein, daß bei entschädigungen aus Steuermitteln
der Bundespost die Arbeits- und für Mindererträge durch staatliche
Ausbildungsplätze erhalten und Auflagen in Wasserschutzgebieten.
zukunftssicher ausgebaut bzw. neue Die Erhebung des „Wasserpfennigs“
geschaffen werden. lehnen wir ab. Dazu wollen wir die

Agrarsozialpolitik so fortentwickeln,
daß für Bauer und Bäuerin eine

5. Die Erhaltung der gesicherte Altersversorgung und ein
bäuerlichen Landwirtschaft Leben ohne Not erreicht wird.

Daneben soll ein gut funktionie- -

Der bedrohteste Wirtschafts- rendes Netz von Betriebshelfer- und
zweig Baden-Wiirttembergs ist die Dorfhelferinnenstationen die Arbeit
Landwirtschaft. Wir wollen den auf dem Hof und im Haus bei
Konzentrationsprozeß in der Land- Krankheit absichern und auch 2

wirtschaft stoppen und eine Vielzahl unseren Bauernfamilien eine Erho-
von bäuerlichen Familienbetrieben lungskur oder einen Urlaub ermög-
erhalten. Nur dadurch kann die ~ lichen. 5000 junge Bäuerinnen und
dörfliche Struktur mit ihrer kultu- Bauern sollen das zukünftige
rellen Tradition erhalten werden. Rückgrat unserer Naturschutzver-
Auch aus sozialer Verantwortung waltung in Baden-Württemberg
gegenüber den im ländlichen Raum bilden, indem wir sie über Werkver-
wohnenden Menschen und aus öko- träge an einem Tag in der Woche
logischen Notwendigkeiten muß die mit Aufgaben des Naturschutzes
bäuerliche Landwirtschaft erhalten und der Landschaftspflege betrauen.
und gestärkt werden, weil die drin-

| gend notwendige Umorientierung
auf eine ökologisch verantwortbare

| landwirtschaftliche Produktion am 6. Die Erhaltung der mittel-
besten von den bodenabhängig pro- ständischen Wirtschaftsstruktur
duzierenden Familienbetrieben voll-

| zogen werden kann. Wir wollen ein Für die Erhaltung und Weiter-
Bündnis von Bauern, Verbrauchern entwicklung der mittelständischen
und Umweltschützern für rück- Wirtschaftsstruktur kommt es nicht
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u
i auf Subventionen an, sondern auf tungen fiir rationelle Energiever-
i geeignete Rahmenbedingungen. wendung tibernehmen.

1 Neben unseren praktischen Vor-I schlägen im Programm „Arbeit und O Wir wollen eine Steuergesetz-j Umwelt“, für einen größeren Spiel- gebung, die zwischen reinvestierten

ji

raum kommunaler Gewerbeflächen- und entnommenen GewinnenI bereitstellung, für eine Gleichwertig- unterscheidet und durch die Schaf-

i

keit von beruflicher und allgemeiner | fung einer steuerstundenden Investi-ih Bildung und unserer Weiterbil- tionsrücklage dem Handwerk, dem

Tl dungs-Offensive wollen wir dazu Handel und der mittelständischen

N beitragen, daß die mittelständischen Industrie die Möglichkeit geben,

N

_ Unternehmen bei der Information ihre Eigenkapitalausstattung zu

il und in der Kapitalausstattung nicht verbessern, und damit eine länger-i langer benachteiligt werden. fristige Investitionsplanung vorzu-
nehmen.

| O Wir sorgen dafür, daß allen Wirt-

|

schaftskräften ausreichende Infor-it mationen und Beratungen zur Ver-|

fügung stehen, damit sie am ökolo- 7. Umweltpolitik:

1 gischen Umbau der Industriegesell- vorsorgen und korrigiereni

schaft mitwirken können. Dies:

kommt insbesondere dem Hand- Das Vorsorgeprinzip mußi werk und dem industriellen Mittel- oberstes Ziel aller Umweltpolitik' stand zugute, der nicht tiber die sein. Eine Umwelt- und Wirtschafts-i Möglichkeiten der Informationsbe- politik, die Schäden zunächst zuläßt4 schaffung verfügt wie Großunter- und dann versucht, diese Schädeni nehmen. Wir wollen in jeder durch Grenzwerte klein zu halteni Region Baden-Württembergs eine und die entstandenen Probleme

Il Außenstelle des Deutschen Patent- durch nachträgliche Reparaturmaß-

II amtes einrichten, damit sich alle nahmen zu lösen, ist zur Erfolg-

N Interessenten über den technolo- -
Josigkeit verurteilt. Wir setzen

i gischen Entwicklungsstand schnell dagegen auf Produktionsweisen,die
und unbiirokratisch informieren Schäden in der Umwelt gar nicht

i können. Ebenfalls in jeder Region erst entstehen lassen. Unser Ziel ist
a wollen wir einen Umweltinforma- eine umweltfreundliche Wirtschafts-

A tionsdienst einführen, der die Unter- | struktur mit umweltfreundlichen
nehmen, die Kommunen und inter- Verfahren und umweltfreundlichen
essierte Bürger über den Stand der Produkten. Eine solche ökologische
Umwelttechnik informiert. Aufklä- Wirtschaftsweise ist mittel- und

} rungsdienste tiber erkannte Schad- langfristig die einzige auch 6kono-

|. stoffwirkungen anbieten und Bera- misch sinnvolle Art zu wirtschaften.
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Die SPD will den Grundwiderspruch auflösen, daß Baden-Württemberg einerseits das Land mit
dem größten wirtschaftlichen Reichtum, andererseits aber auch das Land mit den größten Umwelt-

i j ist. M
it

ih
re
m

, ; j -schäden (etwa beim Waldsterben) ist. Mit ihrem „Schwarzwaldprogramm“ haben die baden
württembergischen Sozialdemokraten ein konkretes Programm zur Rettung des Waldes vorgelegt.
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| Wirtschafts-, Technologie- und Mittelstandspolitikeng
I Sie bietet unserer Wirtschaft un- einzelne bereit ist, auch im persön-
I geahnte Chancen, öffnet die Wege lichen Bereich umzudenken und
\ zu neuen und zukunftsweisenden manche liebgewordene Gewohnheit _N Technologien, schafft neue und aufzugeben. Die Landesregierungi sichert bestehende Arbeitsplatze. und alle Behörden müssen dabei

el = : Vorbild sein. Wir brauchen aberi:I Da au Bun a auch verbesserte Möglichkeiten der

in an, bereits bestehende Umwelt- : = a

nt z Fae CSS Sea eT Information und Biirgerbeteiligung.i schäden zu korrigieren und ver- EEEET EEE
in a = Deshalb werden wir ein Verbands-
: loreneUmweltqualität zurückzu- kl

|

>
agerecht für anerkannte Natur-

N erobern. Dafür muß das Verur- = en

|

GE
R : ; ‚schutzverbände einführen. Darum

! nm ne . Kosten fur werden wir die Industrie zur Ver-I den Umweltschu
tz

| ee öffentlichung ihrer Schadstoff-|

tragen, der die Schäden verursacht lan Ve eni hat. Anzustreben ist die Umkehr ovanzen ver
p ee]

: ; Sera ae
Bürger das Recht zur Einsicht ina de

r
Beweisla

st, beweispflicht
ig

muß Umweltakten geben. Für alle öffent-ı aeEade nal te lichen und privaten Vorhaben und

4

; gie. 2s mul Planungen mit erheblicher Umwelt-

H endlichSchlußdamit sein, daßLuft, ins mu Sc Umwellweri Wasser, Boden und eine lärmfreie re ee pie BR\ ns yonweleheAL cian träglichkeitsprüfung durchgeführt\ ee. werden. Dazu ist ein eigenständigesi der Allgemeinheit kostenlos genutzt | [jyp_Gesetz eHordärlich: und ausgebeutet werden. Darum :il) treten wir ein für ein System von

vi Schadstoffabgaben. Diese sollen ah an
a keine zusätzlichen Einnahmequelle ed a
i des Staates sein, sondern sind so zu ee.den Wiltschaftens Luft:

I

|
en = an a schadstoffe haben inzwischen ein

i bil
li

: ee
n

; Ausmaß erreicht, das sie mitverant-i illiger sein, Schäden zu vermeiden varich. erscheihendtäßt fü
r vielii als Schadstoffabgabe zu bezahlen. Ce Ss er

\ umweltbedingte Erkrankungen
| Nur dort, wo der Verursacher von Nicki hör dee Waldes Auch de =

| Umweltschäden nicht festzustellen Menschen Erenrwicde könn 3
ist, wie z. B. bei vielenAltlasten een die Einweliqualitit nicht

| ea zurückholen. Sie können allenfalls
| Le

i 8 den weiteren Schaden in Grenzeneistungskraft des Verursachers halter WS wir bauchen ünd
| Cae oe schadstoffmindernde Maßnahmen,

-Den : die weit unter die Grenzwerte der
Die besten Umweltgesetze TA Luft und der Großfeuerungsan-

können nur helfen, wenn jeder lagenverordnung gehen. Zu errei-
24
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chen ist dieses durch ein Sonder- Nitrateintrag in das Grundwasser
programm des Landes, mit dem der verhindert.
Bau schadstoffmindernder Anlagen
und die Umstellung auf eine mög- © In der Abfallwirtschaft wollen

| lichst schadstoffarme Produktions- wir einen deutlichen Kurswechsel
weise finanziell unterstützt wird. mit der Pflicht zur Abfallvermei-
Wir wollen naturnahe Bäche und dung, zur Getrenntsammlung und
Flüsse, Tümpel, Seen und Feucht- Verwertung. Wir werden ein ent-
gebiete in ihrem Bestand sichern sprechendes Abfallwirtschaftsgesetz,
und, wo immer es geht, sie in einen das wir bereits dem Landtag vorge-
naturnahen Zustand zurückführen. legt haben, erneut einbringen. Die
Wir werden die Einleitungunge- Abfallverbrennung werden wir
klärter industrieller Abwässer drastisch einschränken. Sie darf nur
verbieten und die Sanierung und noch zulässig sein, soweit sie
Verbesserung der bestehenden Klär- ausschließlich nicht wiederverwert-
anlagen betreiben. Ebenso werden .| bare Reste verbrennt und ihre
wir die Einleitung biologisch schwer Rauchgase keine giftigen Stoffe
abbaubarer Stoffe sowie von krebs- enthalten. Dazu brauchen wir vom
erregenden, erbgut- und fruchtschä- Land betriebene moderne Hoch-
digenden Stoffen in die Flüsse und sicherheitsdeponien, Sonderabfall-
Bäche unterbinden. Der Schadstoff- verbrennungsanlagen und chemisch-
gehalt des Abwassers darf nicht physikalische Behandlungsanlagen,
länger zum Betriebsgeheimnis die unter schärfsten Auflagen ee

gehören. Wir brauchen „gläserne“ betrieben werden und Schadstoffbe-
Abflußrohre, eine lückenlose lastungen ausschließen. Als Alterna-
Kontrolle der Schadstoffe im tive ist die Pyrolysetechnik weiter-
Abwasser und an jedem einzelnen zuentwickeln. Die Erfassung, Be-
Abflußrohr funktionstüchtige wertung und Sanierung von Alt-
Vorrichtungen zur Schließung des lasten werden wir vorantreiben und
Rohrs bei Störfällen. Zu den die Finanzierung dieser Maß-
Notwendigkeiten eines verbesserten nahmen durch einen Fonds sichern,
Grundwasserschutzes gehören auch in den die chemische Industrie als
eine Gülleverordnung und die Hauptverursacher einzahlt. Wir
beschleunigte Entwicklung biolo- ‚werden eine funktionsfähige staat-

| gisch abbaubarer Pflanzenbehand- liche Sondermüllentsorgung
lungsmittel anstelle der bisher zuge- aufbauen, die den Umgang mit
lassenen schwer abbaubaren. Wir diesen gefährlichen Stoffen nicht
setzen auf eine verstärkte Förderung dem privaten Zufall überläßt. Dazu
angepaßter Düngeverfahren, die bei brauchen wir moderne Hochsicher-

;

optimalem Ertrag in einer extensiv heitsdeponien, die jede Schadstoff-
betriebenen Landwirtschaft den belastung der Umwelt ausschließen.
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|

Hochgiftige Stoffe, deren Abfälle Landschaftsschutzgebiete, Natur-

|

nicht zu beseitigen sind, müssen schutzgebiete und Biotope sindIR
. ‘verboten werden. durch ein Netz von naturbelassenenI Flächen miteinander zu verbinden.

J © Wir werden Initiativen für Den Landschaftsverbrauch werden

ii gesunde Nahrungsmittel ergreifen. wir eindämmen. In den Ballungs-

N Tausende von Chemikalien werden räumen wird es uns gelingen, durchI unseren Lebensmitteln meist naturbelassene Flächen und Park-
unnötig zugesetzt, Rückstände landschaften Natur zurückzu-

| werden bisher bewußt geduldet oder erobern, die in den letzten Jahren|

nicht gemessen. Unser Ziel ist vernichtet wurde.

N weniger Chemie in unseren Lebens-

KI mitteln. Wir werden eine wirkungs- O Dem Umweltschutz und derI volle Kontrolle und Überwachung Gesundheitsvorsorge am Arbeits-

1 der Lebensmittel gewährleisten. Der platz kommt in doppelter HinsichtI vorbeugenden Kontrolle bereits eine besondere Bedeutung zu.I beim Hersteller kommt dabei Unsere Gesundheit entscheidet sichli

- besondere Bedeutung zu. Die an den Umweltbedingungen amin “Ergebnisse der Kontrollen werden Arbeitsplatz, und nur gesunde

5

wir regelmäßig veröffentlichen. Die Arbeitsplätze in einer gesunden|

geltenden Imitationsverbote für Wohnumwelt sind auch sichereI Milch- und Fleischwaren dürfen Arbeitsplätze. Eine große Zahl von

In
]

nicht gelockert werden. Substitute, Arbeitnehmern muß tagtäglich miti die zu Verwechslungen führen gesundheitsgefährdenden Stoffen

ii können, sind im Verbraucherinter- umgehen, die nur darum nicht ver-

1

| esse eindeutiger zu kennzeichnen. boten sind, weil das Chemikalien-| Im Interesse des Angebots naturnah gesetz und seine Ausführungsbe-

él ı erzeugter Lebensmittel, ist die stimmungen nicht auf dem neue-a Direktvermarktung der deutschen sten Stand sind. Hier wollen wir die
i Landwirtschaft zu fördern. Naturnah | notwendigen Schritte einleiten.

ir erzeugte Produkte sind durch Güte- Dieses wird für die chemische

il siegel auszuzeichnen. Industrie einen großen Innova-
tionsschub unter neuer Zielsetzung

| O Nur in einer vielfältig geglie- bedeuten.

N derten Landschaft kann eine arten-
| reiche Natur überleben. Darum Der Mensch hat auch am

müssen neue Natur- und Land- Arbeitsplatz ein Anrecht darauf,
schaftsschutzgebiete verstärkt ausge- alles über mögliche Umweltbela-
wiesen werden. In diesen gebührt stungen und Gesundheitsgefähr-

| der Natur absoluter Vorrang vor dungen zu erfahren. Bei Entschei-
| allen wirtschaftlichen Nutzungen. dungen, die seine Gesundheit
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bestimmen, muß er mitbestimmen Kammern wollen wir damit dem
können. Darum treten wir ein für Anspruch der Arbeitnehmer auch

_ einen betrieblichen Umweltbeauf- auf überbetriebliche Mitbestimmung
tragten in unkündbarer Stellung. Rechnung tragen und einen neuen

Schritt zur Wirtschaftsdemokratie
vollziehen.

8. Das Zusammenwirken O Ebenfalls dem besseren Zusam-
aller Wirtschaftskräfte menwirken von Unternehmensfüh-

rungen und Arbeitnehmern bei der
Die Fortsetzung der sozialen und Einführung neuer Technologien am

die Einleitung der ökologischen Arbeitsplatz dient die Forderung
Reform der Industriegesellschaft nach einer erweiterten innerbetrieb- -

erfordert gemeinschaftliche Bemü- lichen Mitbestimmung. Wir wollen,
hungen aller am Wirtschaftsge- daß Baden-Württemberg eine ent-
schehen Beteiligten. Um dies in die sprechende Initiative im Bundesrat
Wege zu leiten, wollen wir auf zur Novellierung des Betriebsverfas-
Landesebene und auf der Ebene sungsgesetzes ergreift.
der Regionen die Einrichtung eines
Wirtschafts-, Technologie- und © Wir wollen die Einrichtung von
Sozialausschusses. In diesen Aus- Arbeitnehmer-Beteiligungsgesell-
schüssen sollen die Interessenver- schaften (Tariffonds) in Baden-Würt-
treter der Wirtschaft, die Gewerk- temberg. Die Überwindung der
schaften und die Gebietskörper- Arbeitslosigkeit und die ökologische
schaften, auch mit von ihnen Erneuerung unserer Industriegesell- :

genannten wissenschaftlichen Sach- schaft erfordern eine verstärkte
verständigen, vertreten sein und ihre Investitionstätigkeit. Dies bedeutet
Interessen artikulieren. Sie sollen zugleich eine verstärkte Neubildung
den ständigen Technologiedialog von Produktivvermögen. Damit
ermöglichen. nicht — wie heute — das Eigentum

am Produktivkapital sich auf wenige
O Wir streben eine Reform des konzentriert, ist eine neue Politik
Kammerrechts für die Industrie-und zur Förderung der Bildung von
Handelskammern und-die Hand- Produktivvermögen in Arbeitneh-

i werkskammern an, die als Körper- merhand nötig. Die betriebliche
schaften des öffentlichen Rechts bei Vermögensbildung, wie sie in einer
der Bestellung ihrer Führungsor- Reihe von Betrieben praktiziert
gane und bei ihrer laufenden Tätig- wird, ist in ihrerWirkung begrenzt
keit einer paritätischen Mitbestim- geblieben. Die Beteiligung von
mung unterliegen sollen. Mehr als Arbeitnehmern an dem Unter-
100 Jahre nach der Einrichtung der nehmen, in dem sie beschäftigt
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;NI Wirtschafts-, Technologie- und Mittelstandspolitikee Zzni| sind, z. B. durch Belegschaftsaktien,i bedeutet, daß Arbeitsplatz- und

| " Vermögensrisiko zusammenfallen.I Auch sind betriebliche Beteili-

N

. gungen für weite Bereiche der: mittelständischen Wirtschaft, wie| z. B. Handwerk und freie Berufe,I keine geeigneten Beteiligungs-N formen. Allein überbetriebliche

I! Beteiligungsformen vermeiden diesei Nachteile und lassen erwarten, daBi entsprechende Tarifvertrige mitI Breitenwirkung abgeschlossen| werden.

II|
| |ulji :

Hl'
ai i
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Berufliche und kulturelle Lebenschancen

Il. Gleiche berufliche und kulturelle Stellung, von Geldbeutel und
Lebenschancen in einer Zufall. Der Politik der CDU, FDP
solidarischen Gesellschaft und Grünen, die die Verwirklichung

| von Freiheit und Lebensqualität von
Die größeren Mobilitätsanforde- individuellem Einkommen und den

rungen für den Einzelnen in der Zufälligkeiten des Marktes abhängig
Arbeitswelt, die zunehmende machen, setzen wir eine Politik

| Arbeitsteilung, immer länger entgegen, die die Entfaltung von
andauernde Ausbildungs-, Studien- beruflichen und kulturellen Arbeits-
und Fortbildungszeiten, die Verän- und Lebenschancen, von Freiheit
derung der Familienstrukturen von und Gerechtigkeit für alle ermög-
der Groß- zur Kleinfamilie, die licht. Dies ist jedoch nur möglich,
Trennung von Arbeits- und Wohn- wenn die Voraussetzungen von der
welt führen dazu, daß zunehmend kollektiven Absicherung von
mehr Menschen aus ihren ge- Arbeitsverhältnis und Mitbestim-
wohnten Lebenszusammenhängen mung über den Schutz vor allge-
herausgerissen werden und sich auf meinen Lebensrisiken bis hin zu
sich alleingestellt fühlen. Sie haben einem ausreichenden Angebot an
weniger Möglichkeit zur Entwick- sozialen und kulturellen Dienstlei-
lung von Sozialerfahrung, so daß stungen

— eben ein ausgebauter
:

daraus eine zunehmende Vereinze- Sozialstaat — vorhanden sind. Das
lung erwächst. Hinzu kommt, daß ist der notwendige Rahmen für eine
durch die für viele erreichte soziale solidarische Gesellschaft in der
Sicherung im zunehmenden Maße aufgrund von Chancengleichheit
die zentrale Bedeutung der gesell- und materieller Absicherung Frei- |

schaftlichen Solidargemeinschaft heit, Leistung und Gerechtigkeit
übersehen wird. erst möglich werden.

Jeder Mensch hat den Anspruch Gerade wegen der vielfachen
auf Freiheit und Selbständigkeit,

:
Individualisierung hat jeder

aber gerade in der modernen indu- Einzelne eine Mitverantwortung an ;

striellen Zivilisation kann keiner der Gestaltung einer solidarischen
ohne die Mitmenschen und ohne Gesellschaft.

| gemeinschaftliche Institutionen
leben. Eine eigenständige selbstver- Der Freiheitsbegriffwird miß-

| antwortliche Lebensführung ist erst braucht, wenn er zu Rücksichts-
| auf der Grundlage eines nach soli- losigkeiten gegenüber anderen

| darischen Prinzipien ausgebauten Menschen und zur versteckten
Sozialstaates möglich. Dieser macht Durchsetzung des Rechts der Stär-
die persönliche Entfaltung unab- keren führen wird. Es ist Aufgabe
hängig von sozialer Herkunft und unserer Politik, im Rahmen soli-
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|) darischer Mitverantwortung die 1. Eine neue Chance fürI) . Lebenschancen für alle sicherzu- Chancengleichheit und
|

stellen. Gleichberechtigung

Dies ist die zentrale Leitlinie für Trotz seines Reichtums gehört
I unsere Wirtschaftspolitik. Ebenso Baden-Württemberg zu den

H
)

für unsere Sozial-, Bildungs- und Ländern, in denen der Grundsatza Kulturpolitik und fiir unser Ziel der der Chancengleichheit in zuneh-

N Gleichstellung von Mann und Frau mendem Maße mißachtet wird. Wiri in der Gesellschaft. Allein dadurch wollen eine neue Chance fiir die| läßt sich sicherstellen, daß die Chancengleichheit für Kinder undN Menschen bereit sind, Mitverant- Jugendliche. Wir wollen endlich die

ia wortung fiir die gesellschaftliche notwendigen Schritte einleiten, um
I) Zukunft zu übernehmen und daß nach der durch die SPD in den 70erI die vielfältigen unterschiedlichen Jahren geschaffenen Rechtsgleich-N Begabungen dem Einzelnen wie der heit auch zu einer tatsächlichen

H
i

Gesellschaft zugute kommen. Gleichstellung der Frauen in deri :

I a man

th Ag a

i | | a

N Bi - st ei z

Die SPD setzt sich dafür ein, daß Leistung und Gerechtigkeit nicht länger als Gegensätze hinge-
| stellt werden, wie dies die Konservativen versuchen. Auf der Landesdelegiertenkonferenz der baden-

| württembergischen SPD in Leinfelden-Echterdingen forderte Dieter Spöri eine soziale Erneuerung
j der Industriegesellschaft: „Millionen Frauen und Männer leisten in Baden-Württemberg tagtäglich
| Hervorragendes, sie verdienen Gerechtigkeit.“

| 30
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Erwerbsarbeit und im gesellschaft- bei bestehenden Schulen, die umge-
lichen Leben zu kommen. Dazu widmet werden miissen.
gehören Initiativen zur Gleichstel- :

lung von Frauen und Männern in O Aus der verwalteten Schule
1 der Arbeitswelt und für eine Verein- wollen wir eine lebendige machen.
| barung von Familie und Beruf. Die Gestaltungsrechte der Eltern
| und Schüler werden wir verbessern.

© Das beginnt mit den Offnungs- In keiner Klasse sollen künftig
zeiten der Kindergärten. Wir mehr als 25 Schülerinnen und
wollen, daß diese mit den durch- Schüler sein. Wir werden die 3
schnittlichen täglichen Arbeitszeiten Durchlässigkeit und damit die Über-
zeitlich abgestimmt werden. Diese gangsmöglichkeiten zwischen den
Maßnahmen heben die Benachteili- Schularten ermöglichen und eine
gung der Kinder auf, deren Eltern Bundesratsinitiative ergreifen, die
berufstätig sind. Vor allem allein- die Wiedereinführung der Ausbil-
erziehende Mütter und Väter dungsförderung verlangt.
erhalten dadurch eine Entlastung

:

von einem Alltag, in dem sie O Wir werden überall da, wo
zwischen Erwerbsarbeit und Bedarf besteht, Gesamtschulen ein-
Kindererziehung hin- und her- richten und die Gesamtschule im ;

gerissen sind. Die Vereinbarkeit von Schulgesetz verankern. Zur Erhö-
Familie und Erwerbsarbeit wird hung der Berufschancen Jugend-
dadurch wesentlich erleichtert. licher werden wir ein obligato-

| risches 10. Schuljahr einführen. Das =

O Wir wollen deshalb auch ein 10. Schuljahr kann über unter-
flächendeckendes Netz von Ganz- schiedliche Angebote der beste-
tagsschulen in den Städten und henden Schularten erfüllt werden.
Landkreisen des Landes. Es ist ein :

Armutszeugnis der Landesregie- O Wir bejahen eine gute Ausbil-
rung, daß es im wohlhabenden dung. Darüber darf aber Bildung,
Baden-Württemberg nur eine ver- insbesondere staatsbürgerliche
schwindende Zahl von Ganztags- Bildung, nicht zu kurz kommen.
schulen gibt. Durch Ganztags- Deshalb werden wir der Erziehung
schulen wird die Chancengleichheit zu mündigen und kritischen
der Kinder und Jugendlichen Bürgern wieder mehr Gewicht in

|
verbessert, die zu Hause keine Hilfe den Lehrplänen geben und dafür
bei schulischen Hausarbeiten er- sorgen, daß allgemeine Bildungs-
halten können. Für das zu schaf- werte (Solidarität, Friedenserzie-
fende Netz von Ganztagsschulen hung, ökologisches Bewußtsein)
sind keine Neubauten erforderlich, und die Fähigkeit, das Lernen zu
sondern nur Zusatzeinrichtungen lernen, stärker beachtet werden.
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Berufliche und kulturelle Lebenschancen|| O Wir wollen die Gleichwertigkeit Wir streben eine Entwicklung an,I ‚von allgemeiner und beruflicher die sogenannte geschlechterspezi-\ h Bildung durchsetzen. Den Unter- fische Berufe überwindet. Dazui -
richtsausfall an den Berufsschulen gehort eine Quotierung bei deri werden wir beenden, indem wir die Vergabe von Lehrstellen bei Vor-

i

|

dafür erforderlichen Lehrkräfte liegen einer ausreichenden Zahl von|

einstellen. Beim raschen Struktur- Bewerbungen.

i wandel unserer Gesellschaft taucht

1

immer mehr das Problem der beruf- | © Um die geschlechterspezifischeI _ lichen Fehlqualifizierung auf. Nur Auswahl in der Ausbildung undi durch starke öffentliche Verantwor- beim Übergang in den Beruf und! i tung für die Förderung der betrieb- dabei die Benachteiligung von
\ |

lichen wie der tiberbetrieblichen Frauen und Mädchen zu über-|

Ausbildung unserer Jugendlichen winden, sind wir für die verbind-

ii kann dieses Problem gelöst werden. liche Mitwirkung von Frauenbeauf-

I) Diese Förderung muß von denjeni- tragten bei den Personaleinstel-I gen finanziert werden, die keine . lungen. Der öffentliche Dienst muß

N ausreichende Anzahl qualifizierter eine Vorreiterfunktion für dieE Ausbildungsplätze anbieten. Wir Gleichstellung der Frau im Berufi werden Modellversuche zur Integra- wahrnehmen. Deshalb wollen wir" tion allgemeiner und beruflicher im Landesdienst bei Vorliegen eineru Bildung erweitern und Betriebsprak- ausreichenden Anzahl qualifiziertera tika für Schüler an allgemeinbil- Bewerbungen Frauen bis zur Errei-I denden Schulen anbieten. Die Zu- chung eines ungefähr gleicheni gänge zu den Hochschulen werden Geschlechteranteils vorziehen.

H
i!

wir so gestalten, daß auch diei i Absolventen der beruflichen

rf i Bildung die Möglichkeit erhalten, 2. Recht auf Bildung

M
e ein berufsorientiertes Studium auch im Erwachsenenalteru aufzunehmen. Auf diesen Wegen

i schaffen wir Chancengleichheit und Wir werden der Weiterbildung in
N sorgen dafür, daß unser Bildungs- Baden-Württemberg endlich einen

a system den Herausforderungen des zentralen Stellenwert geben.

N
i technisch-industriellen Wandels

a entspricht. Es ist Ausdruck der Zukunfts-
i d blindheit der gegenwärtigen Landes-

O Wir wollen die Durchsetzung regierung, daß sie die Weiterbildung
‘

des Chancengleichheitsprinzips in in unverantwortlicher Weise brach-
Ir der beruflichen Bildung durch liegen läßt und damit zentrale

| Sonderprogramme für Mädchen in Zukunftschancen unseres Landes

k gewerblich-technischen Berufen. leichtfertig verspielt.
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Der Zugang aller zur allge- nissen von Technik und Naturwis-
meinen, politischen und beruflichen senschaft zu befähigen. Auch des-
Weiterbildung ist nur durch ein halb sollen in alle Studiengänge

’ erhebliches finanzielles Engagement gesellschaftswissenschaftliche An-
des Landes möglich. Zusammen teile integriert werden, um den
mit den Kommunen muß das Land wesentlichen Stellenwert universi-

| die Voraussetzungen dafür schaffen, tärer Bildung wiederzuentdecken.
daß die Träger

—
beispielsweise Die Fachhochschulen sind auch aus

Volkshochschulen, Kirchen, diesem Grund besser auszustatten
Gewerkschaften — ein flächendek- und an der Forschung zu beteiligen.
kendes, plurales und innovatives

:

System der Weiterbildung entwik- Die Kapazitäten an den Hoch-
keln können, in Kooperation und schulen sind auszubauen und besser.
unter Nutzung aller Weiterbildungs- zu nützen, im Sinne des Zukunfts-
einrichtungen. Landesprogramme programmes für unsere Gesell-
zur Wiedereingliederung von schaft.
Frauen in den Beruf sowie die
Einführung des Bildungsurlaubs für Die Verbindung von Hoch-
Arbeitnehmer dienen dazu, das schulen mit derWelt der Arbeit ist
Recht aufBildung für alle — auch eine alte sozialdemokratische Ziel-
im Erwachsenenalter — einzulösen. vorstellung. Wir sind für die

Einrichtung von Kooperationsstellen
Das Bildungspotential der Hoch- Hochschule/Gewerkschaften. Wir

schulen hat auch der Demokratisie- fordern die Offnung der Hoch-
rung der Gesellschaft zu dienen. schulen für die Weiterbildung, auch
Deshalb ist die Rückkehr zur Aus- für jene Bürgerinnen und Bürger,
bildungsförderung (Bafög) unver- die kein Abitur haben.
zichtbar, wie auch die Wiederein-
führung der Verfaßten Studenten- Die starre Einteilung in eine
schaft. Lern- und Praxisphase ist längst

überholt. Unserer Vorstellung vom
Verantwortunggegenüber den lebenslangen Lernen entsprechend

Mitmenschen, der Gesellschaft und sollen Lern- und Praxisphasen ein-
der Natur ist Bildungsziel der ander abwechseln bzw. sich gegen-

i
Sozialdemokraten. Spätere Inge- seitig bedingen (Baukastenprinzip).

- nieure/-innen haben sich mit den Im Hochschulbereich muß dies zu
ökologischen Folgen ihres Tuns zu einer inhaltlichen Studienreform
befassen, Geistes- und Sozialwissen- führen. Mit dem Baukastenprinzip,
schaftler/-innen sind für die einer verbesserten Ausstattung der
kritische Auseinandersetzung mit Hochschulen und einer verbesserten
gesellschaftsverändernden Ergeb- Förderung der Studenten/-innen -
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| 2|

erübrigt sich auch die unsägliche Der Sport nimmt einen immer

|
| Diskussion um die Verkürzung der wichtigeren Platz im Leben unsererN Studienzeiten. Bürger ein. „Sport für alle“ mußi durch politische RahmensetzungenI möglich werden. Im Mittelpunkt

a 3. Mehr Lebensqualität unserer Anstrengungen steht dabei

|

in den Vereinen der Verein.ai : :|
_ Die Sport und epee go x Der Verein ist aber in Bedräng-

I sind freiwillige Selbstorganisationen
: 5 =

H
i

4 2 = : nis geraten. Das Leiten und Führenii der Bürgerinnen und Bürger, die auf : :i ehrenamtlicher Mitarbeit beruhen armeni | : ; : Mitglieder
—
Kleinkinder, Senioren,

a: In den Vereinen sammeln die tf

:i : Frauen, Manner, Leistungssportler,
Hh Menschen Sozialerfahrung und eaea cu

te :
Freizeitsportler, zunehmend auchii erleben und praktizieren solida- de ee slendischer

H
e risches Engagement. Weil der Ss : 2I nn Mitbürger - erfordert immer höhere

N zentrale Wert der Solidarität nicht ; :N =. : Anstrengungen von den Vereinsmit-i nur auf den politischen Bereich ; ; 3II 2 snkt sein darf sind die arbeitern. Ihnen erscheint die ehren-| = : ae amtliche Tatigkeit oft als eine Fort-
i ( Vereine wesentliche Grundlage

EN ;

ji

ee setzung der täglichen Berufsarbeit.i unserer Arbeit für eine solidarischei Eng begrenztes Engagement, das
| i Gesellschaft. Von zentraler Bedeu- = ; : SER

a |

: 2 : ; : Lücken in der Vereinsarbeit hinter-i tung ist dabei, daB die Vereine eine läßt. ist oft die Folgete Freizeitgestaltung fiir viele : ae

4 ii Millionen Bürgerinnen und Bürgeru unabhängig von deren Einkommen Vereinsarbeit ist bei ständigi | und sozialer Stellung ermöglichen. wachsenden Aufgaben aber nicht
I Wären die Menschen stattdessen beliebig aufteilbar. Wo der „Grenz-
i auf kommerzielle Freizeitangebote nutzen“ ehrenamtlicher Tätigkeit

i angewiesen, waren viele davon erreicht ist, ist es bei der TendenzI ausgeschlossen. Aus diesem Grund zu geringerem Stundeneinsatz not-

il müssen wir durch die Unterstüt- wendig, ehrenamtliche Arbeit durch

N zung der Vereinsarbeit, wozu die hauptamtliche Unterstützung zu
i weitgehende kostenlose öffentliche ergänzen, wenn vermieden werden
a Bereitstellung von Räumen und soll, daß ehrenamtliche Mitarbeiter
i Plätzen gehört, dem vorhandenen aus Überforderung ihre Tätigkeit

Trend zur Kommerzialisierungdes einschränken oder einstellen. Nur

it Sports und Freizeitbetriebs ent- durch hauptamtliche Entlastung
|

gegenwirken. Deshalb lehnen wir wird es möglich sein, dem „Ehren-
| eine öffentliche Förderung des amt“ tatsächlich wieder „Ehre“ und
ı Berufssports ab. „Würde“ zukommen zu lassen.
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O Es steigert die Lebensqualitit, den Behindertensport ausbauen
wenn die Menschen in ihrer Frei- konnen, haben sie den Anspruch,
zeit zu gemeinsamenTätigkeiten nicht nur auf ehrenamtliche
zusammenkommen. Wir wollen Übungsleiter angewiesen zu sein.
deshalb die Sport-, Kultur- und Wir wollen deshalb in Zusammen-
Umweltvereine, die Tierschutz- und arbeit mit den Sportverbänden und

| Freizeitvereine und die Selbsthilfe- den Gemeinden ein Programm
rn

vereine in ihrer Arbeit unterstützen. starten für die öffentlich finanzierte
Wir wollen für alle Vereine, die Bereitstellung hauptamtlicher Sport-
keine Erwerbszwecke verfolgen, die lehrer in der Vereinsarbeit, auf der
Anerkennung der Gemeinnützigkeit Grundlage entsprechender Erfah-
und die Vereinfachung der Vereins- rungen in den Landkreisen Böb-
besteuerung. Dies ist allemal wich- lingen und Reutlingen.
tiger als die Senkung des Spitzen-
steuersatzes oder der Vermögens- Soll der Verein sozial und
steuer. Wir wollen, daß die neue modern sein, muß er seinen Beitrag
Landesregierung entsprechende In- zu einer solidarischen Gesellschaft
itiativen im Bundesrat ergreift.

.
leisten können, in der Lebensqua-
lität und Selbstverwirklichung an

O Es steigert die Lebensqualität Gewicht gewinnen.
und ist zugleich vorbeugende
Gesundheitspolitik, wenn die sport-
liche Betätigung von Jugendlichen
in den Schulen und Vereinen besser 4. Für eine lebendige
gefördert wird. Wir werden den kulturelle Demokratie
Schulsport großzügiger fördern,
indem wir den Sportlehrermangel Kultur umfaßt alle Lebensäuße-
beseitigen und Anstöße zur Verbes- rungen des Menschen von der
serung von schulischen Sportein- Wohn- und Freizeitkultur bis zu .
richtungen geben. Wir sind für die den künstlerischen Spitzenlei-
Erhöhung der Pauschale für stungen. Öffentliche Kulturförde-
Ubungsleiter in den Sportvereinen, rung ist deshalb mehr als der spek-
damit diese bei ihrer sportlichen takuläre Ankauf von Gemälden
Jugendarbeit unterstützt werden. oder die Verpflichtung prominenter
Wir wollen den Berufsschulsport Künstler. Sie soll dazu beitragen,
fördern durch die Realisierung von daß die Menschen sich und ihre
zwei Wochenstunden für Berufs- . Welt erkennen, verstehen und
schüler. Damit die Vereine in ihrer ändern. Deshalb wollen wir Kultur
Breitensport-Arbeit unterstützt so fördern, daß sie an vielen Orten
werden und dabei vor allem den entsteht. Unser Maßstab für die
Jugendsport, den Altensport und Qualität der Kulturförderung ist die
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H
i

aktive Teilhabe möglichst vieler nicht nur in den Zentren, sondern

N |

Menschen an der geistigen Ausein- auch in kleinen Städten und
i andersetzung mit Vergangenheit, Gemeinden, in Rathäusern und
"© Gegenwart und Zukunft und an der | Ämtern, Gerichten und Kranken-
i I Gestaltung der Lebensumwelt. Für häusern, Volkshochschulen undi i uns ist eine lebendige Kultur nicht Museen, Fabriken und Schulen, aufi zu trennen von der aufklarerischen Straßen und Plätzen. Wir wollen dieI Teilhabe am gesellschaftlichen orts- bzw. stadtteilbezogene Kultur-I Leben. arbeit fördern. Zur demokratischen|

Kultur gehört, daß keine Vor-Ih Wir wollen das Wissen vertiefen, | schriften über Art und Inhalt kultu-

IN i woher unsere Kultur kommt und reller Aktivitäten der Bürgerinnen

E

wohin sie sich entwickelt. Eine und Biirger gemacht werden. Unseri N allein rückwärts gerichtete Kultur- Land und seine MenschenI förderung, die Vergangenheit in brauchen den Aufbruch in der
: verstarkt einseitiger Form in Erin- Kulturpolitik. Sie gibt zugleich

.A

“ .nerung ruft, lehnen wir ab. Wir Impulse für neue Arbeit — von den" wollen die Interpretation unserer Künsten bis zu den kulturellen

H
i

kulturellen Vergangenheit und die Dienstleistungen.

\

Förderung der Kultur unserer Zeit.I Wir treten für die Unteilbarkeit der; kulturellen Freiheit ein. Deshalb

N

wollen wir die gegenwärtig prakti- 5. Erhaltung der Lebensqualität1 zierte Heuchelei der Landesregie- für die ältere Generation
i i" rung beenden, die von kultureller
in Freiheit spricht, aber abweichende Die Menschlichkeit einer Gesell-i Meinungen reglementiert, ausgrenzt, schaft ist daran zu erkennen, wie sieN

;

erfaßt und Berufsverbote verhängt. zur älteren Gesellschaft steht. Altere

W
i

Mitbürger dürfen nicht an den
u © Wir werden im Jahr 1988 die - Rand gestellt oder aus dem gesell-

al Demokratischen Kulturtagefür schaftlichen Leben gestoßeni i Baden-Württemberg durchführen, werden.
a die unter dem Motto „1848

— 1919
— 1988: 140 Jahre demokratische Ältere Menschen sind keine

i . Revolution und 70 Jahre Republik „Randgruppe“, sondern ein auf
in Baden und Württemberg“ stehen Jahre hinaus wachsender Teil

i wird. unserer Gesellschaft.

H
i

O Wir fördern die Vielfalt der Wir brauchen Solidarität nicht

4 Begegnungen der Bürgerinnen und für die ältere Generation, sondern

| Bürger mit Kunst und Kultur — müssen diese mit ihr zusammen

| 36
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praktizieren. Wir wollen, daB unsere Rechte sind nur möglich, wenn die |

älteren Bürgerinnen und Bürger in materielle Sicherheit, auch der
das gesellschaftliche Leben inte- älteren Menschen, gewährleistet ist.
griert bleiben. : ae

| Weil alte Menschen nach 30-
Für eine weitgehend noch oder-gar 40-jährigem Arbeitsleben

immer vom „Betreuungsdenken“ und jahrzehntelang geleisteten
' geleitete Altenhilfe bedeutet dies die Beiträgen nicht auf die Sozialhilfe

Notwendigkeit, sich zu wandeln. verwiesen werden dürfen, bedarf es
der Pflegeversicherung und der

© Schaffung von Mitwirkungsmög- Einführung der sozialen Grund-
lichkeiten für ältere Menschen bei sicherung.
kommunalen Planungen, beim Auf-
bau einer altengerechten Infra- e

struktur und Förderung der dazu
notwendigen Eigeninitiativen. 6. Unsere Kinder

sind unsere Verantwortung |

© Förderung individueller und |

alternativer Lebensformen, wie z. B. Im Mittelpunkt der Familie
Alten-Wohngemeinschaften, „be- stehen für uns die Kinder, auf die
treutes Wohnen“, kulturelle Begeg- sich deshalb die Familienpolitik |

nungs- und Kommunikationsstätten konzentrieren muß. Wir wollen |
und Bildungsangebote und ihre neben den Initiativen fiir mehr
Integration in die allgemeine Offent- Chancengleichheit dafiir sorgen, |

lichkeit. daß Kinder und Jugendliche wieder
mehr Lebenschancen erhalten.

|

O Vorrang einer generationsüber- Dazu wollen wir in den Städten und
greifenden Hilfe, die die Aufrecht- Gemeinden mehr verkehrsberuhigte
erhaltung einer selbständigen Straßen und Wege und wohnungs-
Lebensführung in der gewohnten nahe offene Begegnungsorte. Wir |

Umgebung möglichst lange sicher- wollen die Fortführung des sozialen
stellt. Dazu ist der Auf- und Wohnungsbaus, wobei der Bau von it

Ausbau hauswirtschaftlicher und Wohnungen für Familien mit größe-

|

pflegerischer Dienste, die Weiter- rer Kinderzahl besonders gefördert
| entwicklung von ambulanten und werden soll. Wir wollen, daß das |

| teilstationären Angeboten sowie ihre Land Baden-Württemberg eine |

Koordinierung und Biindelung not- bundesgesetzliche Initiative ergreift |
wendig. zur Veranderung der Familienbe-

steuerung zugunsten der Kinder.
Gesellschaftliche Beteiligung und Das Ehegattenssplitting wollen wir |

die Wahrnehmung politischer reduzieren und die Kinderfreibe- |

7
|i
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; i -
träge abschaffen, wobei die entspre- Jugendliche wollen sich in

I i chenden Steuermittel ausschlieBlich Bildung und Ausbildung, in sinn-|) zur Erhöhung des Kindergeldes voller Arbeit und in ihrer sozialeni verwendet werden sollen. Fiir eines Umgebung selbst verwirklichen. SieI der wohlhabendsten Länder der wollen aber auch einen Beitrag zurI Welt ist es unwürdig, wenn die Solidarität in der Gesellschaft leisteni) Entscheidung fiir Kinder zur finan- und für Unterdrückte und Benach-i ziellen Benachteiligung und sozialen | teiligte Partei ergreifen.

( ii Einschränkung führt, während die-N jenigen Erwachsenen die größte Den alten Gegensatz „arbeiteni | persönliche Entfaltungschance um zu leben oder leben um zuH
i

haben, die eine rein individuelle arbeiten“ lassen sie sich nicht mehr

| | Lebensplanung betreiben. Die aufzwingen. Sinnvoll arbeiten undi Riicksicht aufMitmenschen und leben bedeutet, daB Jugendliche
a die Mitverantwortung für die sich in diese Bereiche —

Bildung,i Gemeinschaft der Mitbiirger entwik- | Ausbildung, Arbeit und Freizeit —

H
e kelt sich eher bei den Mitbürge- selbst einbringen wollen. Zur

\a rinnen und Mitbürgern, die auch Gestaltung von Perspektiveni Verantwortung fiir das Leben und Jugendlicher und ihren Bediirf-
i die Zukunft von Kindern haben. nissen nach sinnvollem Leben und

H
e

Arbeiten sind daher Reformen im
A schulischen Bereich, in der Berufs-4 ausbildung, in der Arbeit, im Frei-i i 7. Erhalten und Ausbau von zeit- und Kulturbereich erforderlich,

te Perspektiven Jugendlicher: wie wir sie in diesem Programmi | Sinnvoll arbeiten und leben vorgeschlagen haben.
Waa

_I.

Jeder Mensch hat den Anspruch
ii auf Freiheit und Selbständigkeit.

N I) Aber gerade in einer modernen 8. Keine Isolierung
I Zivilisation kann aufgrund der viel- besonders betroffener Menschen
i i fachen Individualisierung eine

| eigenständige und selbstverantwort- Zur solidarischen Gesellschaft

it liche Lebensführung erst auf der gehört, daß die Menschen, die vor-
I Grundlage eines nach solidarischen übergehend oder dauernd von
I: Prinzipien ausgebauten Sozialstaates Krankheit und Notlagen betroffen
u durchgesetzt werden. Ohne eine sind, weder isoliert noch diskrimi-
i solidarische Lebensumwelt gibt es niert werden. Dies gilt vor allem für

HN keine menschenwürdige Existenz Behinderte, für seelisch erkrankte
i fiir die meisten Biirgerinnen und Menschen und fiir diejenigen, diei ‘Burger. vom AIDS-Virus betroffen sind.
i 38
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O Wir setzen die von der SPD 9.Solidarische Finanzierung
bundesweit eingeleitete Behinder- der Sozialpolitik 3

tenpolitik fort, die seit Beginn der
70er Jahre zur Schaffung von zahl- Die finanzwirksamen sozialpoli- A

{ reichen Ausbildungsstätten und tischen Maßnahmen werden von |

Werkstatten fiir Behinderte geftihrt der Allgemeinheit der Steuer- und |

hat. Damit dies fortgeführt werden Beitragszahler finanziert, die nicht
kann, muß die Konsolidierung und oder noch nicht auf sozialpolitische |

die weitere Finanzierung dieser Maßnahmen angewiesen sind. Da- |

Einrichtungen gesichert werden. Als mit diese Bereitschaft gefördert statt

Sofortmaßnahme werden wir dafür beeinträchtigt wird, muß dafür

|

sorgen, daß alle öffentlichen Arbeit- Sorge getragen werden, daß die
geber die gesetzlichen Quoten der Mittel der Steuer- und Beitrags-

‚
Einstellung von Behinderten voll zahler nicht mißbräuchlich ver- |

erfüllen und sich keiner mehr durch wendet werden. Hierzu gehört auch, |
eine Abgabe davon freikaufen kann. daß das Verhältnis vonLeistung und i

;

Gerechtigkeit bei den Arzteein- N

O Wir wollen so weit wie möglich
| kommen und bei den Gewinnen |

von geschlossenen psychiatrischen der Pharmaindustrie neu bestimmt
Anstalten zu einer offenen werden muß. Sozialleistungen |

Psychiatrie übergehen, weil die Inte- dürfen auch nicht denjenigen |

gration in das Gesellschaftsleben die zugute kommen, die es trotz hoher |

beste Voraussetzung für eine Gesun- Einkommen bisher abgelehnt El
dung der heilbaren seelischen haben, Sozialversicherungsbeiträge |

Krankheiten ist und überdies zu zahlen oder die aufgrund ihrer i
Kosten sparen hilft. tatsächlichen Einkommens- und

Vermögenslage nicht darauf ange-
O Zum Schutz vor der AIDS- wiesen sind. Das Solidaritätsprinzip
Krankheit wollen wir die Aufklä- darf nicht durch privilegierte Bürger N
rung verstärken und dafür sorgen, mißbraucht werden. ı

daß Sexualerziehung und Sexual- |

pädagogik an allen Schulen des Um Geld an der richtigen Stelle |

Landes Bestandteil des Unterrichts zu sparen, wollen wir ein soziales |

werden. Die Forschung gegen den Kostensenkungsprogramm im
i Virus muß international koordiniert Gesundheitswesen durchführen und

|

und intensiviert werden. Gleich- die Arbeitsförderungsmaßnahmen |

zeitig sollen in den Städten und überprüfen. Dazu wollen wir eine |

Landkreisen die Möglichkeiten frei- Koordinierung ambulanter, teilsta- i

williger Tests ausgeweitet werden. tionärer und stationärer Kranken-
Die Selbsthilfeinitiativen sollen versorgung einleiten mit dem Ziel, j

unterstiitzt werden. die Krankenhäuser verstärkt für |

39
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il Peee Nee eure| :a ambulante Dienste zu öffnen. Dieii

Krankenkassen sollen an der Kran-| kenhausbedarfsplanung verstärkti | mitwirken. VonGremien der Kran-

Ki kenkassen, der Arzte- und Apothe-

M
i

kerkammern genehmigte Arzneimit-u tellisten sollen die Arzneimittel-| | kosten senken helfen. Das Gesund-i |
|

heitswesen ist zum Dienst und nichtBi zum unverhältnismäßigen VerdienstI an den Kranken da. Die regionaleni) Arbeitsförderungsmaßnahmen undI -einrichtungen müssen verstärkt aufji

den tatsächlichen Arbeitskräfte-a bedarf und die Arbeitsmarktlageini den einzelnen Regionen ausge-richtet und die Qualifikation der\ .
Fortbildungseinrichtungen mußI strenger überprüft werden.ii Geschäfte mit den Arbeitslosenver-I sicherungsbeiträgen der Arbeit-u nehmer darf es nicht geben.

|
I

H
i
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Meinungsfreiheit, Gerechtigkeit und innerer Frieden |

lll. Meinungsfreiheit, Gerechtigkeit dens und die Rückkehr zum Recht |
und innerer Frieden des Stärkeren, zu Selbstjustiz und al

: Faustrecht.

|

| Wir sind die Garanten des
demokratischen und sozialen |

Rechtsstaates. Neben dem sozial- 1. Die Sicherung
| staatlichen Auftrag sehen wir dessen der Meinungsfreiheit

Aufgabe darin, den inneren Frieden
in der Gesellschaft zu sichern. Zur Demokratie gehört unver- |
Voraussetzung dafiir ist, daB die zichtbar die Meinungsfreiheit. Diese |

demokratische Meinungsfreiheit darf nicht nur ein formales Recht |
gewährleistet ist, und daß die Bürge- sein, sie muß sich auch öffentlich
rinnen und Bürger das berechtigte artikulieren können. |
Vertrauen in ein dem Grundsatz der |

Gerechtigkeit und der Rechtssicher- O Wir wollen die Meinungsfreiheit |

heit verpflichtetes Handeln der sichern, indem wir eine Ausliefe- 4
staatlichen Institutionen haben. rung der elektronischen Medien |

Damit diese nach diesen Grund- (Rundfunk und Fernsehen) an kapi- |

sätzen handeln können, müssen die talkräftige Gruppen verhindern. |

demokratischen Verfassungsorgane |

das Monopol auf allgemeinverbind- — Deshalb wollen wir in Baden- |

liche Entscheidungen für die Württemberg den Bestand und |

Entwicklung des Gemeinwesens die Entwicklung des Süddeut-
haben — gegen unkontrollierte schen Rundfunks und des Siid- |

private gesellschaftliche Einflüsse, westfunks sichern. Wir wollen,
die der Allgemeinheit ihren Willen daß auch öffentlich-rechtliche |

aufzwingen wollen. Der Staat muß Rundfunkanstalten Regionalpro-
-

|

das Gewaltmonopol haben — als gramme anbieten können;
letztes Mittel gegen diejenigen, die d. h. wir treten für Kurpfalz- |

sich Gewalt gegen andere anmaßen radio, für Frankenradio, für |

und bewußt gegen das allgemeine Schwabenradio, fiir Radio Karls-
Wohl verstoBen. Wer das verfas- ruhe/Pforzheim und für Radio |

sungsmäßig wahrgenommene Ent- Stuttgart des Süddeutschen

|

scheidungsrecht der parlamenta- Rundfunks und fiir die regio-

|

rischen Demokratie praktisch nalen Programme Freiburg und |

infrage stellt und unterläuft und wer Tübingen des Südwestfunks ein. |

das staatliche Gewaltmonopol
ablehnt, der betreibt — unter — Wir sind für einen gemein- |

welchem Vorwand auch immer — samen Europa-Sender, der die |

die Gefährdung des inneren Frie- europäische Kultur zusammen-
4]

|
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|

M sfreiheit, Gerechtigkeit un
d Friedie ee a a ee te

| führen hilft und der mehr- Das freie Demonstrationsrecht
| »

sprachig empfangen werden ist die Pressefreiheit derjenigen, die|
N i

!

. .. . .

Hin kann. über keine publizistischen Einfluß-
il : mittel verfügen und gewaltfrei ihrei — Wir wollen aber auch, daß Meinung vertreten wollen. Die Poli-ii

den Rundfunkhörern undFern- zeikostenverordnungen des Landesi sehschauern die Möglichkeit wollen wir abschaffen, die nur zu| |

einer Kritik geöffnet wird. Reglementierungsversuchen gegen-

M
i

— Wir wollen, daß auch in a ee oe my Ben

H
i Sub : auf Demonstrationsfreiheit reali-ii

2 Baden-Württemberg Projekte eni | :
eines Offenen Kanals gefördert

N
|

werden. © Die Regelanfrage (Radikalen-Wat « . . .u ; ; Neca tes| i — Wir wollen bei der Zulassung erlaß) be
i
de
r
Einstellunbe

i

de
r
Einstellung in den

AN ER öffentlichen Dienst, die nur zuii privater Veranstalter elektro- ah een ee

H
e Eichel Medien da
s Prinzi Duckmäusertum und zu Versteck-I : nischer Medien das Prinzip

EE
E 2i) spiel fiihrt, werden wir abschaffen.

ui durchsetzen, daß es auf lokaler é : :a : : Wir wollen die der Demokratiei 1 bzw. regionaler Ebene keine s

ey ; : : gemäße offene und selbstbewußteile Machtkonzentration gibt. Die nee nit ähweii Meinungsvielfalt muß bei einer ie 2 . Neuni nicht ausreichenden Zahl an eamI: Programmanbietern durch" Prossummbeirite wirksam O Das LandesdatenschutzgesetzN Pontoller werden wollen wir auf der Grundlage des

| H
i

Volkszählungsurteils des Bundesver-u Das geltende Landesmedienge- fassungsgerichtes novellieren, um
N setz gefährdet die Meinungsvielfalt das Recht auf Selbstbestimmung

aw in Baden-Württemberg. Es führt zu über persönliche Daten zu sichern.

i einem Konzentrationsprozeß zu-I nächst bei der Presse und in der

W
e Folge bei privaten Rundfunkanbie- oe| | tern. Weil wir Vielfalt wollen, 2. Mehr Gerechtigkeit

a werden wir dieses Gesetz einer durc
h

neve Schwerpunkte
a i grundlegenden Neufassung unter- bei der Strafverfolgung

di ziehen. - m

R
i Wir wollen dem Gerechtigkeits-

a O Um der Meinungsfreiheit willen grundsatz mehr Geltung ver-
i | lehnen wir eine Einschränkung der schaffen, indem wir auf eine stren-

In Demonstrationsfreiheit ab, wie sie gere Beachtung der Gesetze
Ir von der gegenwärtigen Landes- hinwirken, deren Mißachtung die

|
regierung betrieben wird. Belange der Allgemeinheit in
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.

i

besonderer Weise schädigen. Der kontrolldienst aufbauen, die zu-

:

Satz ,,Die Kleinen werden bestraft, gleich das Berufsbild des Polizei-
die Großen läßt man laufen“, ist beamten attraktiver macht. Wir |

leider kein Vorurteil, sondern werden Umweltstrafkammern und |

| entspricht den Erfahrungen vieler Schwerpunktstaatsanwaltschaften
-

|

Menschen. Wir betrachten es als einrichten. Die Gewerbeaufsicht
unverhältnismäßig, wenn z.B. der und die Wirtschaftskontrolldienste \

| ruhende Verkehr laufend überwacht, | wollen wir verstärken und eine |

aber der flieBende Schwerlastver- Anzeigepflicht bei dabei erkannten |

kehr kaum ausreichend überwacht Umweltstraftaten erlassen. Wir |
wird, obwohl er schwerwiegende wollen darüber hinaus die Fähigkeit |

Unfallfolgen hervorruft. der Landespolizei verstarken, die
Wirtschaftskriminalität und den

O Der Schwer- und Gefahrgüter- Drogenhandel zu bekämpfen. |

transport muß beschränkt werden. N

Wir wollen darum strengere Über- O Wir fördern den Gerechtigkeits- i
wachung des Schwerlastverkehrs, grundsatz, indem wir in Zusammen- |
insbesondere auf den Autobahnen arbeit mit den Arbeitsämtern den |

des Bundeslandes: Wir werden Kampfgegen illegale Formen der |
dafür sorgen, daß die bestehenden Leiharbeit und gegen illegale )

gesetzlichen Vorschriften Beschäftigung verstärken, mit der |
(Geschwindigkeitsbeschränkung, die Sozialgesetzgebung, die Steuer- |

Uberholverbote, zulässige Fahr- gesetzgebung und die Sozialversi- |

zeiten der Kraftfahrer, Sicherheits- cherungsträger schwer geschädigt u
stand der Fahrzeuge) auch einge- werden. Wir nehmen es nicht hin, i
halten werden. Dadurch wirken wir daß gegenüber dieser Ausbeutung |

den illegal herbeigefiihrten Kosten- von Personen und der Allgemein-

|

vorteilen des Güterverkehrs auf der heit weiter ein Auge zugedrückt \

Straße gegenüber dem Schienenlast- wird, weil einflußreiche wirtschaft-
verkehr entgegen, senken die Zahl liche Interessengruppen diese Prak- I

der Unfälle und befreien die Kraft- tiken auch noch schützen. |

fahrer vor einer Uberstrapazierung, i
die auf Kosten ihrer Gesundheit O Um diese Maßnahmen zur -

i
und der Verkehrssicherheit geht. Herstellung von mehr allgemeiner

i Gerechtigkeit durchzuführen, N

Wir wollen den Polizeivollzugs- wollen wir die Polizei mit mehr
dienst verstärkt darauf ausrichten, Stellen ausstatten. Wir brauchen |

| Umweltstraftaten aufzuklären und nicht mehr Gesetze, sondern mehr |

zu verfolgen. Dazu wollen wir eine Leute zur Durchsetzung der Beach-
auf diese Aufgabe spezialisierte tung der Gesetze. Wegen des j

Umweltpolizei beim Wirtschafts- Fehlens von tausenden Polizeivoll-

|
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i ii Meinungsfreiheit, Gerechtigkeit und innerer Frieden

II zugsbeamten in Baden-Württemberg | © Zur Beachtung des grundgesetz-

i i sind diese oft nur noch in der Lage, | lich garantierten Rechts auf poli-a . die Kriminalität zu verwalten statt tisches Asyl wollen wir ebenfalls

H
i

sie wirkungsvoll zu bekämpfen. eine personelle Verstärkungder|| zuständigen Kammern und eineKi weniger umständliche Kompetenz-i aufteilung. Damit sollen die

He _ 3. Die Erhöhung der Rechts- Verfahren in allen Instanzen|) sicherheit für die beschleunigt werden. Für dieI Bürgerinnen und Bürger Betroffenen ist es unzumutbar,N

: wenn die mit persönlichen Schick-1 Die Verfassungsorgane müssen salsentscheidungen verbundeneni dafür Sorge tragen, daß sich für die Verfahren Jahre dauern. Nicht aner-i | Menschen die Rechtssicherheit kannte Asylbewerber sollen imA erhöht. Mangelnde Rechtssicherheit Regelfall keine weitere Aufenthalts-
führt zu Mißtrauen gegenüber dem genehmigung erhalten, außer wenn

i1 Staat. sie aus Krisengebieten kommeni ; oder trotz eines negativ abgeschlos-i O Nach der Ablehnung der von senen Asylverfahrens eine Gefähr-

H
e

der sozialliberalen Koalition dung der Betroffenen nicht mitji beschlossenen Fristenregelung Sicherheit ausgeschlossen werden
i entspricht der geltende § 218 StGB kann. Unabhängig davon werden4 dem Auftrag des BVG. Es muB die wir im Einzelfall auch bei unzumut-

Te freie Wahl von Frauen bleiben, baren menschlichen Härten uns füra welche Beratungsstelle sie in humanitäre Regelungen einsetzen.u Anspruch nehmen. Eine einseitige Auch werden im Zweifel die völker-I politische Auswahl von Beratungs- rechtlichen Regeln der Flüchtlings-N stellen und die Einschränkung der konvention des Europarates und deru Möglichkeit zur Schwangerschafts- Vereinten Nationen Vorrang haben.

H
e unterbrechung in Kliniken bauen Ein Arbeitsverbot, das über ein Jahr

ii wir ab; die Möglichkeit zu ambu- dauert, lehnen wir ab. Die Folge
| lanter Unterbrechung muß gegeben eines zu langen Arbeitsverbots

in sein
. diskriminiert die Betroffenen und

schadet der Allgemeinheit, weil

4 O Die Justiz muß ausreichend mit dadurch nur die unkontrollierte ille-
a Personal ausgestattet sein, damit die gale Beschaftigung gefordert wird.

4 Verfahren beschleunigt werden Eine offizielle eigene Arbeit

Ei können. Jahrelange Verzögerungen bedeutet auch, daß Asylbewerber
a von Verfahren sind unzumutbar für nicht über lange Zeiträume Sozial-

| Kläger, Beklagte und die Allgemein- kostenempfänger bleiben, sondern
Hi! - heit. zu einem früheren Zeitpunkt einer
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|

ee

selbständigen Erwerbsarbeit nach- Europäischen Parlamentes, das den -

|

gehen können. Bürgern aus Mitgliedsstaaten der
5 Europäischen Gemeinschaft am Ort i

O Wir wollen eine positive und ihres ersten Wohnsitzes das I

| rechtssichere Regelung der Frage kommunale Wahlrecht sichern will. q

. des kommunalen Wahlrechts fiir Wir treten dafiir ein, daB bei den |

| ausländische Mitbürger. Daneben Direktwahlen zum Europäischen |

gilt für uns das Angebot des Parlament für EG-Bürger das Wahl- |

Erwerbs der deutschen Staatsbürger- | recht am Orte ihres erstenWohn-.
schaft. Da viele diese Staatsbürger- sitzes ausgeübt wird. |

schaft nicht anstreben, weil das mit
dem Verlust ihrer jetzigen Staatsbür- i

gerschaft verbunden wäre und sie \

sich die Rückkehr in ihre Heimat i
offenhalten wollen oder weil die j

Doppelstaatsbürgerschaft mit )
doppelten Staatsbiirgerpflichten |
(zweifache Wehrpflicht) verbunden

:

|

wäre, wollen wir vorrangig das = |
kommunale Wahlrecht über eine
konstruktive rechtssichere Regelung |

anstreben, die nicht zum Opfer i
langjähriger verfassungspolitischer
Auseinandersetzungen wird. Wir :

wollen auf Bundesebene nach dem |
Vorbild der Doppelbesteuerungsab- i
kommen über bilaterale Vereinba- |

rungen mit den Herkommenslän- I
dern bewirken, daß Doppelstaats- |
bürgerschaften bei gleichzeitigem i
Ruhen einer Staatsbiirgerschaft

|

möglich werden. Bei der Familien- |
zusammenführung ausländischer

|

Mitbürger gilt für uns der Grund- |

) satz, daß die Familie unter dem

|

| Schutz des Grundgesetzes steht und
Familien nicht bürokratisch getrennt i

| werden dürfen.

Wir begrüßen und unterstützen

|

die Realisierung des Beschlusses des N
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| Für einen demokratischen und leistungsfähigen Staat _
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N IV. Für einen demokratischen 1. Die Stärkung der kommunalen

M
i

° und leistungsfähigen Staat Selbstverwaltung und dieI funktionale VerwaltungsreformLi Der neue Fortschritt ist nur zuni erreichen durch eine breite Mitwir- Unseren Städten, Gemeinden

aq kung der Biirgerinnen und Biirger. und Landkreisen kommt fiir die
a Die Entwicklung des Gemein- Gewährleistung der demokratischeni wesens betrifft jeden und bedarf des Willensbildung und die Zukunft der
We
e:

_
Engagements. Deshalb wollen wir industriellen Gesellschaft zentralei i einen gegentiber der Mitwirkung Bedeutung zu. Die Stärkung derN offenen Staat, der sich gegenüber kommunalen Selbstverwaltung, der
Anregungen und Initiativen nicht kommunalen Demokratie, deru bürokratisch abriegelt und ver- kommunalen Finanzen und der

| I schließt. Das staatliche Handeln dezentralen Verwaltung hat daher

| a muß öffentlich überschaubar sein, Vorrang für Sozialdemokraten. Das

Be weil allein dadurch der Gefahr von kommunale Ehrenamt muß gestärkt

iM Machtmißbrauch begegnet werden werden.i kann. Die konkrete Verantwortung

H
e

für politische Entscheidungen muß Die Kommunen üben entschei-

|

sichtbar sein und darf nicht durch denden Einfluß auf das Wirtschafts-IN ein Hin- und Herschieben von Ver- geschehen und somit auch auf diea antwortlichkeit vernebelt werden. Beschäftigung aus: Uber 150 000i Menschen sind bei Landkreisen,| Mehr offene Demokratie ist fiir Städten und Gemeinden beschäftigt.

4a uns kein Gegensatz zur Leistungs- Zwei Drittel der öffentlichen Inve-il fähigkeit der staatlichen Institu- stitionen kommen aus dem4

tionen, sondern die Voraussetzung kommunalen Bereich. Eine ausrei-I dafür. Nur privilegierte Bürger chende Finanzausstattung ist für diei | können sich einen leistungs- Kommunen daher unerläßlich, wennu ‚schwachen und einflußlosen Staat sie ihre Aufgaben eigenverantwort-
a leisten. Die Verwaltungsgliederung lich und eigenständig lösen sollen.
il und eine Neuordnung der Zustän- :1 digkeiten muß verbessert werden. O Wir wollen in die Gemeindeord-

N Das Wirrwarr unterschiedlicher und nung eine Regelung aufnehmen
a

-
geteilter Kompetenzen muB tiber- (analog NRW), die besagt, daß die

A ‘wunden, die Aufgaben den verin- Verwirklichung der Gleichberechti-
al derten Problemen angepaßt und die gung von Mann und Frau auch eine
ca Verwaltungsabläufe beschleunigt Aufgabe der Gemeinde ist. Zur

ae werden. Für diese Ziele machen wir | Wahrnehmung dieser Aufgabe kann
i konkrete Vorschlage fiir ein die Gemeinde Gleichstellungsstellen
a modernes Baden-Wiirttemberg. einrichten.
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| © Wir werden den kommunalen | © Den Gemeinden wollen wir

| Finanzausgleich ändern und von mehr Möglichkeiten an die Hand |

| Einzelzuweisungen, mit denen in geben, zum Ausfüllen von

| die Kommunalpolitik hineinregiert Baulücken Ausnahmevorschriften
und die Gemeinden zur Verände- zu erlassen.
rung ihrer eigenen Schwerpunkte |

| veranlaßt werden, zu anteiligen, O Die Ortschafts- und Bezirksver- 4

| pauschalen Zuweisungen über- -|

fassung wollen wir ändern und den

| gehen. Dabei werden wir den Aus- Ortschaftsräten und Bezirksbeiräten =

| gleichsstock fiir strukturschwache mehr eigene Entscheidungsrechte

|

Gemeinden erhöhen. geben. Es ist unwürdig für ehren-
amtlich gewählte Bürger, in diesen

|

: Vertretungen mitzuwirken, wenn sie |

O Wir halten an der Gewerbe- kaum mehr als ein Alibi für örtliche i

steuer fest, weil diese eine unver- ölitische Beteiisune ad |

zichtbare Grundlage für eine finan- P gung |

f

Zn O Wir werden erneut ein Mandats- |

Gemeinden ist. Die Abschaffung : : i
: sicherungsgesetz fiir kommunale jder Gewerbesteuer ist außerdem cat ae |

: a oe
Mandatsträgerinnen und Mandats- |

wirtschaftsfeindlich: die Gewerbe- : Su
re Se \

: 5 träger einbringen, durch das Kündi- N

steuer veranlaßt die Gemeinden, N

;
gungsschutz und Lohnfortzahlung, |sich um den Erhalt und den ET

: verbunden mit einem Erstattungsan-
Ausbau der gewerblichen Infra- : =

|

2, Sr spruch des Arbeitgebers, gewähr- i
struktur zu kimmern und fur ein leistet- wenden coll i
ausgewogenes Verhältnis von Wohn- 3

|

a a, Mann O Nach der Kreisreform und der i
wollen die größeren freiberuflichen : : : H

t

; Be
Gemeindegebietsreform hat die |

Betriebe in die Gewerbesteuer-Erhe- Ile
i

: de CDU di
e Funkti ji

bung einbeziehen ee le Zunktlo- |
| ; nalreform bis heute versäumt. Dies N

| bewirkte, daß die mit der Verwal- |

O Den Gemeinden wollen wir tungsreform angestrebte höhere N

| mehr Kompetenzen geben für die Effizienz und Kosteneinsparung |

| Bereitstellung von Gewerbeflächen. ausblieb, aber dafür durch den N

Deshalb wollen wir nach dem Verlust der Selbständigkeit zahl- |

| Beispiel des Städtebauförderungsge- reicher Gemeinden ein Verlust an \

setzes ein Gewerbeflächennutzungs- Demokratie stattfand. Durch den 1

gesetz, das bessere Möglichkeiten Ausfall der Funktionalreform wurde I
zum Aufkauf von nicht mehr ge- die kommunale Selbstverwaltung I

| nutzten Gewerbeflächen und zum ebenso geschwächt wie durch die

| Weiterverkauf an neue gewerbliche ständigen Eingriffe des Landes in |

| Nutzer schafft. die Finanzhoheit der Kommunen. |

|
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Für einen demokratischen und leistungsfähigen Staat| ee
ii Wir wollen die Eingliederung gen. Biirgerentscheide sollen in alleni | ‘der unteren Sonderbehörden des Fragen der eigentlichen kommu-i Landes in die kreisfreien Stadte und nalen Zuständigkeit möglich sein.

| | Landkreise. Dies betrifft diea Forstämter, Veterinärämter und O Wir wollen die Regionalver-| I eingeschränkt auch die Schulämter. bände stärken. Auf die Regionalver-I Deren Wirkungsbereich wird den bände sollen zusätzliche AufgabenN Stadt- und Kreisgebieten angepaßt. verlagert werden, die kreisübergrei-
I) Diese Maßnahme dient der Über- fend wahrgenommen werdenu schaubarkeit der Verwaltung und müssen. Dies gilt insbesondere fürI verbessert die Koordination mit der die Bereiche der Landschaftspla-

| | Kommunalpolitik. nung, der Energieversorgungsnetze,‘|

- des Regionalverkehrs und der

I: O Wir wollen die Kommunalisie- Wasserwirtschaft. Zusätzlich sollenh || rung der Landratsämter, d. h. auch die Regionalverbände die Prioritäti | ‘die bisherigen Landesbediensteten für die Vergabe öffentlicher Mittel

|| beim Landratsamt sollen Bedien- setzen.i stete des Landkreises werden.i i Damit wird das Landratsamt den
al Stadtverwaltungen der kreisfreienN Städte gleichgestellt. Der LandratI muß wie die Oberbürgermeister 2. Mehr Mut zur Öffentlichkeit"künftig durch direkte Volkswahl und für eine Stärkung der| P| bestimmt werden. Die Landräte gewählten Volksvertretung
al erhalten Beigeordnete für die"| ..

Verwaltungsführung, die vonden Dem Selbstbewußtsein derI Kreistagen gewählt werden. Durch Bürger muß ein größerer Mut zurI |

_ die Volkswahl der Landräte wird der | Öffentlichkeit der Staatsverwaltung| Mißstand beseitigt, daß diese von und der Entscheidungsvorgängeu Bürgermeistern in den Kreistagen entsprechen. Öffentlichkeit der
| mitgewählt werden, über die die Verfahren ist die Grundlage einer

1 | Landräte eine Aufsichtsfunktion Machtkontrolle und demokratischer

N |

_
haben. Mitwirkung. Wir wollen in unserem| Bundesland Anstöße dafür geben

an O Wir wollen die Méglichkeit zum und Beispiele setzen. In diesem

! i |

Bürgerbegehren und zum Bürger- Zusammenhang wollen wir diea entscheid auf der gesamten kommu- | gewählten Volksvertretungen stärken
ji nalen Ebene, künftig also auch bei und damit dem Trend entgegen-

-

4 a den Landkreisen, ausweiten. Die wirken, daß die Regierungsapparate

} | kommunale Ebene eignet sich fiir ihren Einfluß ständig zu Lasten deril direktdemokratische Entscheidun- parlamentarischen Demokratie
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Fir einen demokratischen und leistungsfahigen Staat |

ausbauen und kommunal kontrol- 3. Solide finanziertes Reform-
lierbar sind. Wir arbeiten an der programm |

|
Erneuerung und Stärkung der parla-

|

mentarischen Demokratie. Wir werden unser Reformpro-

|

: gramm solide finanzieren, indem
O Der Landtag von Baden-Würt- wir für alle finanzwirksamen |

temberg soll künftig den Regie- Vorhaben eindeutige Deckungsvor-

|

rungsvorschlag für die Bestellung schläge machen. Die Reformen des |

der Präsidenten der Landesämter neuen Fortschritts erfordern in
mehrheitlich bestätigen. Auch bei erster Linie mehr Mut und nur in |

der Bestellung dieser Amter ist eine manchen Fällen auch mehr Geld. |

|

vorherige öffentliche Ausschreibung Dieses Geld werden wir durch

|

| erforderlich und soll eine öffent-. Einsparungen bereitstellen, in erster

|

| liche Anhörung vor den Aus- Linie aber durch Umstrukturierung

|

schüssen des Landtags stattfinden. und durch die Mobilisierung ft

| privater Mittel insbesondere im |

| O Zur Stärkung des Landtags als Bereich der ökologischen Reform i

| dem höchsten Verfassungsorgan des der Industrie Baden-Wiirttembergs. i
Landes wollen wir einen Richter- Je früher und zügiger diese einge-

| wahlausschuß einsetzen, der die leitet wird, desto größer. sind die 1

| Präsidenten und vorsitzenden Rich- mittel- und längerfristigen Einspa- |

| ter/innen der obersten Landesge- rungen für die öffentlichen Haus- i

| richtemitZweidrittel-Mehrheitwählt. | halte und Unternehmen und desto

| Vor der Wahl ist ebenfalls eine geringer sind die finanziellen Bela- N

| öffentliche Anhörung erforderlich. stungen der künftigen Generationen. |

| Trotz der günstigen Wirtschaftslage
O Dem Landtag soll künftig ein hat die Landesregierung zwischen

| wissenschaftliches Biiro zur Techno- 1984 und 1987 die Verschuldung von i

| logiefolgen-A bschatzung zugeordnet 24,6 Milliarden DM auf 33,1 Milli- i

| werden, das dem Landtag, seinen arden DM gesteigert. Das sind 34,6 i

| Ausschüssen und einzelnen Abge- Prozent. Zwischen 1987 und 1991 ist i

ordneten zuarbeitet. Mit Hilfe im Finanzplan der Landesregierung

|

:

dieses Büros soll der Landtag eigene eine Neuverschuldung in Höhe von 1

Entscheidungsgrundlagen in Tech- 10 Milliarden DM vorgesehen. Die |

nologiefolgen erhalten. Landesregierung hat in den letzten
; beiden Jahren Volksvermögen in j

O Wir wollen zu einem Einjahres- Höhe von 1,4 Milliarden DM versil- |

| haushalt zurückkehren, weil durch bert. Aber trotz dieser Veräußerung

| den Zweijahreshaushalt der Landtag und der Schuldenlawine ist die |

in seinemwichtigstenEntscheidungs- Investitionsquote in den zwei |

| recht zu sehr beschnitten wurde. zurückliegenden Jahren von 16,4 auf i

>»
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| 14,5 Prozent des Landeshaushalts © Wir werden private Mittel für die

|

i zurückgegangen. ökologische Modernisierung mobili-'l sieren durch unser Kreditfinanzie-in Wir werden die Finanzierung rungsmodell für das „Arbeit- und
unseres Programms für den „Neuen Umwelt“-Programm; die Investi-i Fortschritt“ durch folgende tionsrücklage bei mittelständischen1 Maßnahmen sichern: Unternehmen und im Handwerk;| : und durch die Beteiligungsgesell-

I O Wir werden Einsparungen schaften. Die öffentlichen Unter-

i |

vornehmen durch einen Stop des nehmen der Energiewirtschaft

N Flughafenausbaus Stuttgart und den werden wir zu Investitionen be
i

derI Verkauf von „Flughafengrund- Einführung regenerativer EnergienI stücken“, begonnene Projekte der verpflichten und dabei gleichzeitig

a Verbesserung der Flughafen-Infra- die Energiekosten für die Ver-I struktur werden wir dabei fertig- braucher senken. Die erhöhte Inve-| - stellen; durch Einssparungen beim stitionstätigkeit und die damit|

:

StraBenbau; bei den Energiekosten verbundene Schaffung von Arbeits-i der Verwaltung; bei der Repräsenta- plätzen wird dazu beitragen, daßi ° tions- und Offentlichkeitsarbeit der durch die ann zusätz-a . Landesregierung und durch die liche Wertschöpfung und diei _

Beendigung kostspieliger Prestige- Senkung der Kosten fiir Arbeits-I objekte. Die dabei einzusparenden losigkeit die Staatseinnahmen“| Mittel hat die SPD-Landtagsfraktion steigen und entsprechende Staats-

i | herausgearbeitet. ausgaben gesenkt werden.1

| | O Wir werden zusätzliche Mittel in O Wir werden in der Regierungs-

"| den Landeshaushalt bekommen verantwortung dafür sorgen, daß die| durch die für neue umweltpolitische Steuerreform korrigiert wird, insbe-

4 | Maßnahmen zweckgebundenen sondere durch eine Korrektur der

i | Schadstoffabgaben nach dem Verur- erfolgten Senkung der Vermögens-

| en En a ee steuer und des Spitzensteuersatzes.| ekämpfung der Umwelt- und Wirt-|

schaftskriminalität, der Drogenkri- © Das Landesvermögen werdenal minalität, der illegalen Beschäfti- wir erhalten. Die vorhandenen
al gung und den Maßnahmen zur Ein- Landesbeteiligungen werden wir
al haltung der gesetzlichen Bestim- wieder im Haushalt ausweisen, umu mungen im Bereich des Schwerlast- zu einer verfassungsgemäßen Haus-

it verkehrs. Maßnahmen der beruf- haltswahrheit und Haushaltsklarheita lichen Bildung werden zusätzlich zurückzukehren.
i finanziert durch die vorgesehene
a Umlagefinanzierung.
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V. Die Förderung des Friedens gilt auch nach der Vereinbarung |

und die internationale über die Abrüstung der Mittelstrek- |

Zusammenarbeit kenraketen vom Typ Pershing II:
;

Baden-Württemberg bleibt auch |

Die politische Verantwortung für dann noch Stationierungsgebiet
die Außenpolitik liegt zwar bei der | zahlreicher Atomwaffen in Crails- |
Bundesregierung. Doch bedeutet heim und GroBengstingen, Pfullen-
dies keineswegs, daB es fiir die Frie- dorf und Philippsburg, Tauber-
denspolitik keine landespolitische bischofsheim und Wertheim. Es ist >)
Verantwortung gibt. Dies gilt beson- die Aufgabe der politischen Kräfte >
ders für Baden-Württemberg: unseres Landes, sich für die Weiter- |

führung atomarer Abrüstung einzu- |

O Bedeutende Teile der baden- setzen. Dies hat die CDU-Landes- |

württembergischen Industrie regierung in den vergangenen ea
t

gehören zur Rüstungswirtschaft. Jahren versäumt. Mehr noch:
Diese ist abhängig von fortlau- Es waren vor allem baden-württem- ı

fenden Rüstungsaufträgen und bergische CDU-Politiker, die bis i

Riistungsexport. Noch hat die zuletzt die Abrüstung der Mittel- |
baden-württembergische Industrie streckenraketen verhindern wollten. 1
nicht das Hochniveau der Rüstungs- Aus denselben Kreisen kommen i
industrie Bayerns erreicht, dessen nunmehr Pläne für die Einführung ||
Ministerpräsident als internationaler neuer atomarer Kurzstrecken- 4

Waffenhändler unterwegs ist und an raketen, fiir die Vorbereitung der i
politischen Bedingungen interessiert Stationierung von Neutronenwaffen \

|

ist, bei denen besonders viel Waffen und eine Stationierung französischer 4

| gebraucht werden. Aber der baden- Atomraketen auf dem Boden der i
württembergische Ministerpräsident Bundesrepublik Deutschland. I
gab ein gefährliches Signal in diese In allen diesen Fällen wäre Baden-

|
Richtung, als er sich für die Beteili- Württemberg ein bevorzugtes Statio-
gung von Unternehmen des Landes nierungsgebiet und damit auch i
an der neuen amerikanischen Welt- bevorzugte Zielscheibe gegnerischer I
raumrüstung (SDI) stark machte Atomwaffen. |
und uns damit in den Sog des i
größten Rüstungsprojektes der Welt- Friedenspolitik muß Brücken ‘|

geschichte zog, wenn es nicht durch bauen nicht nur zwischen Regie- iI

Abrüstungsvereinbarungen aufge- rungen, sondern auch zwischen den

|

halten werden kann. Menschen. Eine Region wie Baden-

ı

Württemberg, die so eng mit der i
O Baden-Wiirttemberg hat ein Weltwirtschaft verflochten ist und

|

lebenswichtiges Interesse an der an der Grenze zu drei anderen N

Beseitigung der Atomwaffen. Dies Staaten liegt, darf die internationale i
51
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| Baden-Württemberg darf nach dem Willen der SPD nicht länger Atomwaffenland bleiben.Der

| erfolgreiche Abschluß des Abkommens über die Verschrottung der Mittelstreckenraketen darf nicht

j

2 der Startschußfür. neue Aufrüstungsrunden sein, sondern muß zum Ausgangspunktfür weitere

| Abriistungsschritte werden.
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| Die Förderung des Friedens und die internationale Zusammenarbeit

|

.

|

| 1. Die Atomrampe Baden- Trennlinie zwischen NATO und )

| Württemberg abräumen — Warschauer Pakt in Mitteleuropa

|

| unser Land zu einem Motor verwirklicht wird. Ein solcher
atomarer Abrüstung machen Korridor ist für uns ein Schritt zur

|

| vollständigen Beseitigung aller |
Wir setzen uns dafür ein, Massenvernichtungsmittel und |

| schwerer konventioneller Offensiv- |

O daß die umfangreichen Baumaß- waffen in Ost- und Westeuropa; \

nahmen an den Pershing-II-Stand- N

| orten sofort eingestellt werden und O daß eine engere Zusammen-
| daß nach dem Abzug der Pershing arbeit der Staaten Westeuropas auf
| II an den Stationierungsorten Heil- dem sicherheitspolitischen Sektor

bronn, Mutlangen und Neu-Ulm stattfindet, weil das gemeinsame |
auch die atomare Infrastruktur Europa auch eine gemeinsame |

beseitigt wird und keine anderen Sicherheitspolitik braucht. Diese al

Atomwaffen und Raketen mehr muß jedoch unter dem Vorzeichen I

stationiert werden; gemeinsamer Abrüstungsbemü- |
die frei werdenden Flächen sollen hungen stehen. Dabei ist die A

| der Bevölkerung zur zivilen deutsch-französische Zusammen-

|

Nutzung zurückgegeben werden; arbeit für uns von großer Bedeu- i
tung; aber diese engere Zusammen- N

O daß sofortige Anschlußverhand- arbeit darf nicht aus Atomraketen

|

|
lungen zwischen den Vereinigten geschmiedet werden; |

Staaten und der Sowjetunion auch q
über eine vollständige Beseitigung O daß auch dort, wo von unseren

der atomaren Kurzstreckenraketen Verbündeten Gelände militärisch |
in der Bundesrepublik Deutschland genutzt wird, deutsches Recht gelten
sowie in der DDR und CSSR statt- soll; i
finden. Einer neuen Nachriistung i

| mit atomaren Kurzstreckenraketen O daß die Zahl der Tiefllüge auf
|

| in der Bundesrepublik oder einer das notwendige Mindestmaß be- |
Stationierung von französischen schränkt und nicht unterhalb einer \
Kurzstreckenraketen auf unserem Flughöhe von 300 m durchgeführt j

| Gebiet werden wir uns widersetzen; werden. i

| I

| O daß definitiv die Stationierung O Wir leisten unseren Beitrag auch

|

| von Neutronenwaffen auf unserem für eine Reduzierung der konventio- i

| Territorium verboten wird; nellen Rüstungen und für eine I

| Strukturreform der Bundeswehr. i
© daß ein atomwaffenfreier Beides muß angesichts der durch I)

Korridor diesseits und jenseits der die Geburtenentwicklung ab den

|
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Die Förderung des Friedens und die internationale Zusammenarbeit

ni mu ee aaa| 90er Jahren nachlassenden Wehr- nischen Wirtschaft beweist in alar-I | ‘pflichtigenzahl dazu fiihren, daB die mierender Weise, daß die Produkti-

I.
|

| Bundeswehr mit weniger Personal vität einer modernen Volkswirtschafti als bisher auskommt. Demgegen- durch die Konzentration auf |i | über setzt die CDU auf eine Rüstungstechnologien schwer beein-|

Erhöhung derWehrpflicht, was trächtigt wird. Wir wollen, daß die| gerade für Baden-Württemberg zu wissenschaftlichen und technolo-

IN einem empfindlichen Schaden für gischen Fähigkeiten unseres Landes

| die weitere wirtschaftliche Entwick- fiir die groBen zivilen Aufgaben
i i | lung werden müßte, weil dadurch genutzt werden.I dringend notwendige Facharbeits-

| i kräfte abgezogen würden. Wir Wir verhindern damit auch, daß| j | lehnen eine Verlängerung der Wehr- zunehmend mehr Produkte aus ver-

i | |

_ dienstzeit. ab, weil sie weder milita- meintlichen sicherheitspolitischen\ risch noch sozialpolitisch zu recht- Griinden dem Exportverbot unter-| I fertigen ist. Die Einbeziehung von. liegen. Wir setzen uns ein für eine
- Frauen in den militérischen Dienst weitgehende Durchforstung der

Al

- in der Bundeswehr lehnen wir ab. COCOM-Listen, die besonders für| |

die mittelständische IndustrieIn |

O Wir wollen die Griindung eines Baden-Wiirttembergs eine unertrag-a unabhängigen Landesinstituts für liche Exportbeschränkung darstellenN Friedensforschung und internatio- und eine Bremse des Ost-West-u nale Zusammenarbeit, das einer Handels in Europa sind. Die Durch-

hi

|

Universitat des Landes angegliedert forstung der COCOM-Listen istI | werden soll. Gerade für ein welt- zugleich ein maßgeblicher Beitrag
ll offenes und friedenspolitisch enga- zur Entbürokratisierung des Wirt-

| | giertes Baden-Württemberg darf schaftsverkehrs und zur Entstehung|| dieses wissenschaftliche Aufgaben- einer friedensstiftenden Wirtschafts-i | feld nicht langer brachliegen. partnerschaft zwischen Ost unda | West. :

|
|| 2. Wir wollen zivile An den baden-württember-

ip statt militärische gischen Hochschulen darf es keine: I Zukunftstechnologien Rüstungsforschung geben.
a Rüstungsforschung an Hochschulen
i Die Aufgaben Baden-Württem- schränkt die wissenschaftliche\ bergs liegen in der breiten Entwick- Kommunikation ein. Forschung
u lung ziviler Techniken und Zu- undWissenschaft brauchen den
nn kunftstechnologien. Der ständig . freien internationalen Gedankenaus-
I größer werdende Rückstand der _ tausch wie die Luft zum atmen.

amerikanischen gegenüber der japa- Dazu passen keine Geheimpapiere.
[| #4
Ei
|
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| An den baden-württembergi- württembergischer Städte und :

|

| schen Schulen wollen wir eine Frie- Gemeinden mit Kommunen in

|

| denserziehung fördern, die | West- und Osteuropa fördern, ohne |

den Ausbau solcher Partnerschaften

|

O die kritische Auseinandersetzung mit anderen Landern und Konti- |

| der jungen Generation mit der nenten zu vernachlässigen. Wir |

| neueren deutschen Geschichte nicht | wollen, daß das Land Baden-Würt- |

| der konservativen Geschichts- temberg aktive Beispiele setzt durch i
|

verfälschung und Verharmlosung Partnerschaften mit anderen |

|
unsäglicher Verbrechen opfert; Regionen, mit denen es gewachsene

Verbindungen gibt. i
| © die dazu beiträgt, die Fähigkeit

_

||

zur friedlichen Konfliktlösung ein- Wir schlagen vor, daß Baden- |

|
zuüben; Württemberg mit der italienischen i

| Region Apulien eine aktive Partner- |

| O bei der ohne Druck von oben schaft anstrebt. Die geschichtliche |

| gleichberechtigt dargestellt wird, was Anknüpfung ist hierbei die Staufer- |

Bundeswehr, Kriegsdienstverweige- zeit. Mit dieser Partnerschaft soll |

| rung und Friedensbewegung zur ein gezielter Beitrag zur wirtschaft- |
Erhaltung des Friedens beitragen. lichen Entwicklung dieser süditalie- :

nischen Region geleistet, eine ı

Zusammenarbeit bei der Gewin- '
| nung solarer Energien aufgebaut i

' 3. Wir sind der Motor und ein kultureller Austausch tl

| friedlicher Zusammenarbeit entfaltet werden. Eine weitere Part- ff

| nerschaft des Landes schlagen wir |

| Baden-Württemberg muß sich mit dem Bezirk Dresden vor. Die

|

| verstärkt auf den ab 1992 geltenden Anknüpfung ergibt sich hier aus der ı
|

Binnenmarkt der Europäischen vergleichbaren industriellen Tradi- u

| Gemeinschaft einstellen. Die bereits tion Baden-Württembergs und Sach- i

| jetzt gegebene internationale sens mit den besonderen Fähig- i

| Verflechtung unseres Bundeslandes keiten der Feinmechanik und im

|

wird dann weiter zunehmen. Darauf | Maschinenbau. Hierbei können i

| muß unser Land vorbereitet sein, neben dem deutsch-deutschen ij

| innerhalb der Europäischen Gedankenaustausch gemeinsame |
| Gemeinschaft und darüber hinaus. wirtschaftliche, wissenschaftliche |

und kulturelle Briicken aufgebaut 4

| O Eine wesentliche Rolle spielt werden. i

_ dabei die Zusammenarbeit mit i

| anderen Regionen Europas. Dazu © Wir wollen, daß das Land |)

wollen wir Partnerschaften baden- Baden-Württemberg gemeinsame i
| 55
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| Die Förderung des Friedens und die internationale Zusammenarbeit

| i industrielle Projekte besonders mit Lehrern, Schülern, Auszubildenden,

| | ee Mittelmeerlandern begriindet und Studenten und Arbeitskraften.| | die bereits vorhandenen Ansätze Ebenso wollen wir internationale

N H
i

wesentlich ausbaut. Dies gilt insbe- Kontakte der Sportvereine und auf|) sondere auf dem Sektor der Techno- | kultureller Ebene unterstiitzen unda logien, mit denen wir den Übergang | erleichtern."| in das Solarzeitalter vorbereiten.
)| Damit fördern wir eine Entwick- Mit allen diesen MaßnahmenI lung, die die Arbeitsplätze zu den wollen wir, daß Friedenspolitik
i | Menschen bringt — statt der mit nicht nur auf der diplomatischen| zahlreichen familiären und sozialen Ebene von Regierungen stattfindet,i| Problemen behafteten unkontrol- sondern immer mehr Biirgerinnen(|

lierten Wanderungen von Arbeits- und Biirger daran aktiv teilhabenN kräften in die vorhandenen indu- können.i | striellen Ballungszentren Europas.i O Wir wollen die Städte undi 5 Gemeinden Baden-Württembergs
UN dazu anregen, projektorientierte

| |

Patenschaften in Entwicklungs-H
t

ländern zu begründen. Bei solchenBi Projekten sollen die Bürgerinneni |

| und Bürger baden-württember-| gischer Gemeinden die Möglichkeit

i |) haben, sich gemeinsam auf eineI) praktische Entwicklungshilfe zuI] konzentrieren. Diese Projekte sollen|| das öffentliche Bewußtsein und

ay | Engagement in unseren Gemeinden

i fiir die Entwicklungshilfe fordern.ii || | © Damit sich die Bürgerinnen undEi Bürger Baden-Württembergs auf die

H if intensiver werdende europäische
| Zusammenarbeit besser vorbereiten

ii können, wollen wir die Einrichtung
a] zusätzlicher Sprachinstitute und den

ji Ausbau von Sprachkursen an den
Ela) Volkshochschulen des Landes groß-

|

|
zügig fördern. Wir wollen umfang-

| reiche Austauschprogramme von
a 56
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Wirtschafts-, Mittelstands- und Technologiepolitik |

|

| Teil B die gesamte Drittmittelforschung an

|

| Universitäten der strikten Publizi- |

: tätspflicht der Forschungsprojekte |
unterliegen, I

| |. Wirtschafts-, Mittelstands- : ; 2

|

und Technologiepolitik O eine „Technologiefolgenabschät- I

| zung“ bei Forschung und Entwick- i
|

lung, die die Folgen für Zahl und i|

Unsere dem neuen Fortschritt Qualität der Arbeitsplätze und auf |
|

verpflichtete Wirtschaftspolitik setzt die Umwelt abschätzt, |

| neue Schwerpunkte in der demokra- i
tischen, sozialen und ökologischen

| O eine besondere Berücksichtigung i
Gestaltung der wirtschaftlichen der Techniken zur Rohstoffeinspa-

|

| Verhältnisse und durch veränderte rung, zur rationellen Energieversor- i
|

Rahmenbedingungen, die einer gung und -verwendung und zur i
Zusammenballung von wirtschaft- Förderung regenerativer Energie- |

| licher Macht in immer weniger quellen, i

| Händen und damit der Verdrängung : i
von Handwerk und Mittelstand O eine besondere Förderung der (

| entgegenwirken. Forschungs- und Entwicklungsvor- |

haben der kleinen und mittleren |

Eine besondere Bedeutung erhält | Betriebe, 1

die koordinierte regionalwirtschaft- |

liche Planung auf kommunaler O die Einrichtung, Entwicklung |

Ebene. Wir wollen eine ausge- und Ausbau von schnell verfiig-
wogene Entwicklung in den ver- baren technologischen Beratungs- i

| schiedenen Regionen zur Erhaltung diensten (Umweltinformations- |
und Schaffung von Arbeitsplätzen dienst, Außenstellen des Deutschen |
mit dem Ziel der Vollbeschäftigung Patentamtes), die über den Stand i
in Baden-Wiirttemberg. der Technik, der Gesetzgebung und i

Förderungsmöglichkeiten infor- j

1. Bei der Technologieförderung mieren,

|

| orientieren wir die Landespolitik |

auf O Institutionalisierung und finan- i
| zielle Absicherung der Koopera- i

O eine Forschungsförderung, bei tionsstellen (Universitäten/DGB). f

der das öffentliche Interesse durch j
| eine Unabhängigkeit der Forschung |

von privaten Verwendungsinteressen 2. Die Mitwirkungs- und
im Vordergrund steht. Um dies Mitbestimmungsmöglichkeiten i
sicherzustellen, muß beispielsweise wollen wir ausweiten durch i

57
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i Wirtschafts-, Mittelstands- und Technologiepolitikmat. ee ee
‚il| O eine Reform des Kammerrechts, O eine Erneuerung des im Jahri | - das Arbeitnehmern ein qualifiziertes 1991 auslaufenden Welttextilabkom-I)

:
Mitbestimmungsrecht sichert und mens u. a. mit einer Sozialklauselii) Ä

die öffentlich-rechtliche Kammer zu als einer wichtigen Voraussetzungi| Organen überbetrieblicher Mitbe- für eine geordnete Entwicklung desa
;

stimmung macht, Welthandels für Textil und Beklei-|

|| dung,| O die Schaffung regionaler Wirt-i schaftsbeiräte (Kammern, Innungen, | O die Durchforstung der Export-| Gewerkschaften, Kommunen, beschränkungslisten (Cocom),| Regionalverbände) zur ständigenI Erörterung der regionalen Wirt- © Exporte von Rüstungsgütern|

schaftsentwicklung, auBerhalb der NATO und der Mit-i}

gliedstaaten der OECD verhindern,i) O die Einführung der paritätischeni] Mitbestimmung bei allen Groß- O die bevorzugte partnerschaftliche
i at |

unternehmen mit mehr als 1 000 Entwicklungszusammenarbeit mit

in
) |

Arbeitnehmer/innen und einer ausgewähltenRegionen,1 Bilanzsumme von mindestensi 75 Millionen oder einem Jahresum- | O mehr Sprachunterricht undi satz von mindestens 150 Millio- breiten Austausch von Schiilern,I) nen DM und die Mitbestimmung Studenten, Wissenschaftlern und| bei dem Einsatz neuer Technolo- gewerblichen Fachkräften,

! N |

gien am Arbeitsplatz,| _O Aufbau gemeinsamer Techno-4 | O die Schaffung von Arbeitneh- logiezentren und Gemeinschafts-4 i mer-Beteiligungsgesellschaften im unternehmen,"ll Rahmen überbetrieblicher Ver-

N mögensbildung. O verbessertes Risikokapitalangebotu der Banken mit anfänglicherll Verlustabdeckung.

\ al |

|

"h
l

3. Für die international wirtschaft-sl liche Zusammenarbeit wollen wir

un 4. Wir betrachten die Regionen alsa) O zusammen mit den Wirtschafts- räumliche, soziale und wirtschaft-

I al organisationen des Landes Voraus- liche Einheiten, fiir die wir
| al setzungen für branchenübergrei-
ine fende, baden-württembergische O die Ziele der Landes- und Regio-

dt Handelsagenturen in den Handels- nalplanung regelmäßig aufeinander
u partnerländern einrichten, abstimmen,
a 58
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Wirtschafts-, Mittelstands- und Technologiepolitik |

O die Förderprogramme stärker O die Heranziehung der gesamten I

dezentralisieren und den regionalen betrieblichen Wertschöpfung bei der |

| Wirtschaftsräumen anpassen, Bemessung der Beiträge zur Sozial-

| versicherung, I)

| O besondere Maßnahmen zur IN

| Entwicklung von Standorten der O die Fortführung der Personal- ||

| Landesverwaltung und für öffent- zuschüsse für Forschung und |

| liche Investitionen in Gebieten mit Entwicklung in Handwerks- |

| dünner Besiedelung und schwacher betrieben. i

| Wirtschaftskraft fordern. i

H
l

| i

|

6. In der Energiepolitik wollen wir

1 |

| 5. Wir fordern für das Handwerk O die Entwicklung von Produk- i

| tions-, Speicher-, Transport- und ~

N

| O verstetigte Investitionsüber- Nutzungstechniken und Marktein- i

| sichten in den Regionen Baden- führung der Photovoltaik und des i

| Württembergs für die öffentliche solaren Wasserstoffs vorantreiben I

| Hand, durch Pilotanlagen in Baden-Würt- |

| temberg und in Partnerländern des |

| O eine verstärkte Förderung von Mittelmeerraumes durch eine enge i

| Handwerkerhöfen, eine Erleichte- Bund-Länder-Kooperation und eine =

|

| rung von Betriebsverlegungen und Kooperation in der EG, i
des Generationenwechsels, |

| O die verstärkte Einführung |
O Auf/Ausbau einer Handwerker- weiterer regenerativer Energietech- 1

akademie und eines flächen- niken (Windkraft, Laufwasserkraft- !

| deckenden Beratungsnetzes, werke, geothermische Energie,

| solarthermische Energie, Pumpspei- i

| O verstärkte Maßnahmen zur cherkraftwerke, Energiegewinnung i

| Bekämpfung der illegalen Beschäfti- aus Abfällen),

| gung und Schwarzarbeit,
|

| O ein jeweils 5-jährigesEnergie- i

| 'O eine Förderung eines ökologisch sparprogramm und dabei die ver-

| orientierten Modernisierungspro- stärkte Einführung von Energiespar- |

| gramms für veraltete Werkstätten techniken und -bestimmungen im |

‘| und Maschinen, Zusammenhang mit einer Re- i

|
Kommunalisierung der Energiever-

O eine steuerliche Begünstigung sorgung nach dem Beispiel der
|

des im Betrieb investierten Gewinns, Stadt Rottweil (Blockheizkraftwerke, i

59

|

|



SSvil

SO| Wirtschafts-, Mittelstands- und Technologiepolitik
ll 2

ui | Anderung der Tarifstruktur mit

H
i i)

- linearen Tarifen, neue Konzessions-|i |

vertrage),Il)

| 4
| O. die Férderung von Forschung

I |

und Entwicklung von Energiespar-I) _techniken,ln || |

O die Einrichtung kommunaler| | Energieberatungsstellen,il)Ii |

O die Verpflichtung der landes-| eigenen Energieversorgungsunter-i nehmen auf Ziele der neuen Ener-i | giepolitik,

Hi
llI © die Umwidmung des Kernfor- =I |

schungszentrums Karlsruhe in ein| | Energie- und Umweltforschungs-

|
|

zentrum,
|ı) |

O die Entwicklung des Supraleiters.ili Die Nutzung der Kernenergie -i i) werden wir in Baden-Wiirttemberg
u | in kürzest möglicher Zeit beenden.Blai! |il 7. Verbraucherberatung

a Wir wollen den Ausbau und die |.

ah gesicherte Finanzierung eines
Hell landesweiten Verbraucherberatungs-

|| netzes.

|
m
n

Al
uaI

u



Umwelt und Verkehr I

| Il. Umwelt und Verkehr Geräten ausgestatteten Umwelt-

|

: polizei als Bestandteil der Schutz- |

| Unser Ziel ist eine umwelt- polizei, i

| freundliche Wirtschaftsstruktur mit ll

| umweltfreundlichen Produktionsver- O durch Einführung einer Umwelt- i

| fahren und umweltfreundlichen sünderkartei, die ein Punktsystem I

| Produkten. Bereits bestehende vorsieht, ähnlich der Verkehrssün- I
Umweltschäden müssen zügig nach derkartei. Beim Überschreiten einer il

| dem Verursacherprinzip korrigiert bestimmten Punktzahl kann die a
| werden. Durch Schadstoffabgaben Genehmigung zur Betreibung eines i

soll es künftig billiger werden, Gewerbebetriebs eingeschränkt oder i
| Umweltschäden zu vermeiden. Luft, entzogen werden. i

| Wasser, Boden dürfen nicht länger i

| zu Lasten der Allgemeinheit ausge- i

| beutet werden. 2. Zur Wiederherstellung gesunder oll
Luft und zum Schutz der Atmo- |

| sphäre wollen wir i

| 1. Wir wollen eine konsequente i
Anwendung bestehender Gesetze | O die Grenzwerte der TA Luftund -

|

|
durch der Großfeuerungsanlagenverord- 4

nung senken, 5

|

| O härtere Ahndung von Verstößen it

gegen Umweltschutzvorschriften, O ein Sonderprogramm des Landes |

| für den Bau schadstoffmindernder |

O mehr Kompetenzen fiir das Anlagen und die Unterstiitzung i
|

Umweltministerium und eine schadstoffarmer Produktionsweise,
| bessere personelle und sächliche um die Grenzwerte der TA Luft |

.
Ausstattung der Umweltbehörden, deutlich zu unterschreiten, i

| O Umweltberatung fiir alle Bürger O die Umsetzung unseres 2 i
und eine stärkere Berücksichtigung „Schwarzwaldprogramms“ und der |
umweltrelevanter Lerninhalte an Lörracher Parteitagsbeschlüsse zum

' den Schulen, Tempolimit und zur Rettung des |

| Waldes einschließlich eines |

| O die Einfiihrung des Verbands- Programms zur Umrüstung von
|

klagerechts von anerkannten Natur- Altfahrzeugen mit Katalysatoren, |

| und Umweltschutzverbanden,
: i

| O einen Umweltinformationsdienst |

O Ausbau des Wirtschaftskontroll- für aktuelle Informationen über den i

dienstes zu einer fachlich hochqua- Schadstoffgehalt der Luft und
lifizierten und mit modernsten meteorologische Daten sowie ein I
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H
ey| | umfassendes Umweltinformations- O eine Gülleverordnung und die

| | "system, das auch von Kommunen, beschleunigte Entwicklung bio-| Verbänden und Parteigremien logisch abbaubarer Pflanzenbehand-

| N
|

| abrufbar ist, lungsmittel,

et| | O ein Sofortverbot des Einsatzes O den „Wasserpfennig“ rückgängig

| | von Fluorchlorkohlenwasserstoffen machen und stattdessen Düngever-

i in Spraydosen sowie eine Verhinde- fahren fordern, die den NitrateintragI rung der Freisetzung in anderen in das Grundwasser verhindern,

|

| | Anwendungsbereichen.I © die Nutzung wertvoller Grund-

ay
)

wasservorkommen zur Wasseranrei-i cherung des Neckars, um den Kühl-1 | 3. Zur Wiederherstellung sauberen wasserbedarf des Atomkraftwerks
| I Wassers wollen wir Neckarwestheim zu sichern, verhin-a dern

.i © naturnahe Bäche und Flüsse,

hi Tümpel, Seen und Feuchtgebiete in| i ihrem Bestand sichern bzw. in einen 4. Zur Vermeidung, Verminderungi naturnahen Zustand zurückführen, und Verwertung von Abfällenwollen wir
An] O ein Verbot der Einleitung unge-il klärter Abwässer und die Sanierung, | © die Abfallvermeidung, Getrennt-
| Verbesserung und Erweiterung sammlung und -verwertung auf

# | bestehender Kläranlagen, breiter Ebene durchsetzen,
al| : O „gläserne“ Abflußrohre, um eine © den Abfallexport ins Ausland

| i lückenlose Kontrolle der Schad- beenden,

if I stoffe im Abwasser zu gewähr-i I leisten, O die Hausmüllverbrennung

i| einschränken und auf den nicht

A N
i O die Unterbindung der Einleitung wieder verwertbaren Rest

i biologisch schwer abbaubarer Stoffe beschränken, deren Reste keine
i | sowie von krebserzeugenden, giftigen Stoffe enthalten,

W
i

erbgutverändernden und fruchtschä-
| digenden Stoffen in unsere O die Erfassung, Bewertung undi Gewässer, Sanierung von Altlasten voran-a treiben und die Finanzierung durch| O die Sicherung unseres Grund- einen Fonds sichern, in den die

4 wasservorkommens mit Hilfe eines chemische Industrie als Hauptver-

N Grundwassersanierungsprogramms, ursacher einzahlt,

D
i
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Umwelt und Verkehr I

|

O eine staatliche Sondermüllent- unserer Naturschutzverwaltung in i

| sorgung aufbauen mit modernen Baden-Württemberg bilden, indem il

| Hochsicherheitsdeponien, Sonder- wir sie über Werkverträge an einem |

4 müllverbrennungsanlagen und Tag in der Woche mit Aufgaben des i
chemisch-physikalischen Behand- Naturschutzes und der Landschafts- i

| lungsanlagen. Nicht beseitigbare pflege betrauen. |

__ hochgiftige Stoffe sind zu verbieten. i

. 7. Wir wollen eine umweltfreund- i
5. Zur Gewährleistung einer liche Verkehrsstruktur schaffen |

| gesunden Nahrung wollen wir durch |

|

O eine wirkungsvolle Kontrolle und O eine Beschränkung des Straßen- |
|

Uberwachung der Lebensmittel baus auf das aus Griinden der i

| einschließlich einer Veröffentlichung Verkehrssicherheit und des Umwelt- |
der Kontrollergebnisse, und Larmschutzes notwendige MaB. i

| Dazu gehört eine Reduzierung
~~

4
O die Reinheitsvorschriften im geplanter vierspuriger Trassen auf

|

| europäischen Lebensmittelrecht drei oder zwei Spuren, um den i
nach dem jeweils höchsten natio- Ausbaustandard zugunsten land- (|

nalen Standard ausrichten. schaftsschonender Trassen zu verän- N
)

dern, i
O eine Verbesserung der Organisa- |

6. Zur Pflege der Landschaft und tion (Integration der Verkehrsträger)
| der Natur wollen wir des öffentlichen Personennahver-

kehrs besonders im ländlichen \

O Natur- und Landschaftsschutz- Raum,
|

.
gebiete ausweisen und durch ein i

Netz von naturbelassenen Flächen O eine Verbesserung des öffent- |

|
verbinden, lichen Personennahverkehrs beson- |

ders im ländlichen Raum, |
' © den Landschaftsverbrauch i

| eindämmen und besonders in O die Verbesserung der |

Ballungsräumen versiegelte Flächen Vorschriften und eine verstärkte i

rekultivieren, deren Nutzung frag- Kontrolle fiir den Transport gefahr- i

würdig geworden ist, licher Güter,

O daß 5 000 junge Bäuerinnen und O die zügige Verlagerung des it

Bauern das zukiinftige Riickgrat Schwerlastverkehrs auf die Schiene, i
63 \
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Hl
© durch Vorschläge zur Erhaltung

| || des vorhandenen Schienennetzes

|

der Deutschen Bundesbahn,i
He
il) O den Ausbau bzw. Neubau derii Bahnstrecken Stuttgart

— Ulm,
il Stuttgart

—
Zürich, Stuttgart

—

i

|

Niirnberg und Karlsruhe —
Basel,

| | © einen leistungsfähigen Europa-

4 | flughafen. Wir begriiBen daher den

i | |) längst fälligen Bau des neuen Passa-
| i giergebäudes und den Anschluß an

ll | die S-Bahn. Den Vierphasenplanal mit Verlängerung der Startbahn

i | lehnen wir ab,

i |

O die Weiterführung des Airport-i City-Expresses von Frankfurt nach

es\ | © Ausbau des S-Bahnnetzes in denil Ballungsräumen,
a

a
|

O eine Beteiligung des Landes an
vi Investitionen der Deutschen
i; lI Bundesbahn, speziell im Rahmena des Personennahverkehrs sowie im .

4) / Bereich des Giitertransports, um die\ fl Attraktivität der Deutschen Bundes-| | bahn zu erhöhen und hierdurchi einen wichtigen Beitrag zumpel

|

Bi i Umweltschutz und der Verkehrs-

| i i sicherheit zu leisten.

4
4
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Ill. Gesellschaftliche Gleichstellung O eine Quotierung von Lehrstellen
der Frau : bei entsprechender Bewerberzahl,

_
‘|

| O die konsequente Durchführung Il

| Die SPD hat in den 70er Jahren des Verbots geschlechtsspezifischer oll

| durch eine Reform de
s Bürgerlichen Stellenausschreibungen mit Hilfe i

| Gesetzbuches und die Ubernahme eines entsprechenden Presserechts, |

| der EG-Richtlinien die grundsätz- jl|

liche rechtliche Gleichstellung der © Frauenförderprogramme in |
|. Frauen durchgesetzt. Nun kommt Behörden und Betrieben und die |

| es darauf an, diese rechtliche Mitbestimmung von Frauenbeauf- |
Gleichstellung in allen Gesetzen ‘|

tragten im Personal- und Betriebsrat I
und Verordnungen konsequent bei der Einstellung und Beförde- En

| weiterzuführen und eine tatsäch- rung, |

| liche gesellschaftliche Gleichstellung 4

| der Frauen zu schaffen. Wir können | © bei gleicher Qualifikation die

‚ und wollen dabei nicht in das bevorzugte Einstellung von Frauen |

| Private Verhalten des Einzelnen im öffentlichen Dienst bis zur N

| hineinreden, aber wir wollen und Erreichen von etwa gleichen

|

| müssen alle Öffentlichen Maß- Geschlechteranteilen, um damit |
nahmen ergreifen, die einer gesell- auch ein Signal für die private Wirt

| schaftlichen Kultur der Gleichheit schaft zu geben, i

| von Frauen und Männern ent- a

1

| spreche
n.

O die Beseitigung aller frauendiskri-

|

| minierenden Vorschriften im Tarif- |

| recht und im Laufbahn- und Beam- I

|

i

tenrecht, z. B. die Benachteiligungen 1

| 1.Wir wollen alle demokratischen im Taufbahntecht wegen der Aus:
politisehen Mevicakeren a fallzeiten fiir die Kindererziehung, ‘

| schöpfen, die gesellschafts- ee, E ;

4

| bezogenen Rollenzuweisungen O die Überprüfung de
r

Arbeits- |

i zu überwinden. Dies erfordert schutzbestimmungen, die Berufs-
felder für Frauen einschränken,

|

O den Abbau der Rollenklischees inwieweit sie mit dem Ziel der |

| im Schulunterricht: in Lehrplänen, Gleichstellung vereinbar sind, |

| Lerninhalten und Schulbüchern,
® i

© die Überarbeitung aller Gesetze |

| O Förderprogramme fiir gewerb- und Verordnungen des Landes,
lich-technische Ausbildungsstellen wo diese dem Gleichbehandlungs- |

fiir Madchen, gebot widersprechen. i

1 |
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| Gesellschaftliche Gleichstellung der FrauI ee a

|
|

2. Wir wollen die Chancen von © mehr Ganztagskindergärten, eine

| | “Frauen für den Wiedereinstieg Anpassung der Kindergartenöff-ı ii in den Beruf verbessern. nungszeiten an die durchschnitt-

th I)

| | Das erfordert lichen Berufszeiten,

|

|

O berufsspezifisc
heBildungsange- O ein flächendeckendes Netz von

1] |, bote, die während der Erziehungs- Ganztagsschulen in Baden-Württem-
i | zeiten wahrgenommen werden berg

,

| | können,i © Fördermaßnahmen für Frauen 2 qualifiziert2Teilzeitbeschaf
ti-

5

H
H

: ; a : gungen im Öffentlichen Dienst, dieı | besonders in gewerblich-technischen hei : efHl : : ei Beförderungen und Höhergrup-| | Berufen mit Fortbildungsangeboten ierungen nicht benachteiligt sein| i für weibliche Facharbeitskräfte und pi 8 8aati ; dürfen.

Ha
y Meisterkurse,

Hii O Weiterbildungsprogramme, die

|

|

an Bun ussschziuen sul, 4. Besondere soziale Notlagen von| | a : Frauen bediirfen besonderer
Hl) O großzügigere Freistellungen und
Tal Maßnahmen und Einrichtungen.I Beurlaubungen ohne Laufbahn- :

AM

a Se ! Dies erfordert| | benachteiligungen im Öffentlicheni \ Dienst für Frauen und Männer, die ; aa :

| I diese Zeit für die Kindererziehung © die Unterstützung und finan :

|

N een sollen zielle Absicherung von Frauenhäu-i I) : sern und Notrufgruppen, damit| Frauen Schutz vor privaten Gewalt-a handlungen erhalten,ulN 3. Wir wollen Maßnahmen zur ek :a :
besseren Vereinbarkeit von O die Einrichtung psychologischerH

i

Familie und Beruf. Frauen und ae und BetreuungsdiensteBalt 2 : : ir Frauen.

ll Männer sollen ihre Erziehungs- - >i I und Betreuungsaufgaben für

: i | Kinder und Jugendliche mit ihrer O die Sicherstellung unabhängiger| i Berufsausübung besser verein- Beratungsstellen für Schwanger-| i baren können. Das gilt besonders schaftskonflikte. Dazu gehört diell für alleinerziehende Mütter und Zulassung ambulanter Schwanger-|) Väter. Das erfordert schaftsunterbrechungen und die

m Zurücknahme restriktiver Maß-|! i O Verkürzung der täglichen nahmen des baden-württember-i i Arbeitszeit, gischen Beratungsgesetzes,
ti 66| i
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Gesellschaftliche Gleichstellung der Frau

|

O flankierende Maßnahmen für O die Entgegennahme und Ver- |

Frauen in sozialen Notlagen, die ihr arbeitung von Beschwerden, |
Kind austragen wollen,

| O die Zusammenarbeit mit Gleich- |

| O die Zurücknahme der baden- stellungsstellen, Frauenorganisa- 1

| wurttembergischen Beratungsricht- tionen, Gewerkschaften und Berufs- i

| linien und die Ablehnung des verbänden, !

| geplanten Bundesberatungsgesetzes,

| O Öffentlichkeitsarbeit für die |

|

O. die Erarbeitung von Zulassungs- Gleichstellung von Frauen, il

| voraussetzungen für Fachärzte und

| Einrichtungen um zu gewährleisten, O Erstellung eines Frauenberichts.

| daß auch in Baden-Württemberg |

| ambulant Schwangerschaftsabbrüche

|

|
möglich sind. |

Le

5. Die Regierungsorganisation des

|

| Landes muß dem Ziel der

| Frauengleichstellung entsprechen. |

| Wir wollen deshalb eine Staats-

|

| sekretärin für Frauenfragen in der |
|

Staatskanzlei des Landes, die |

Kabinettsrang erhalten und über |
einen eigenen Etat verfügen soll.

i’ Deren Aufgaben und Zuständig- \

| keiten soll umfassen: |

O eine in alle Ressorts zielende

| Kompetenz für alle Frauen betref-

| fenden Fragen,

| © die Überprüfung aller Gesetzes-

|

| und Verordnungsvorhaben des i

i Landes, ob diese dem Gleichstel- Au

| lungsziel entsprechen,

| © die Erarbeitung eigener Initia-
| tiven zur Frauengleichstellung im i

Aufgabenbereich der Landesregie-
Tung,
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Sozial-, Gesundheits- und Familienpolitik

H
l

: | |

N IV. Sozial-, Gesundheits- O den Wohnungsbau bedarfs-

| i] und Familienpolitik gerecht fördern. Dazu gehören vor

ii allem die Förderung des sozialen

| i Mietwohnungsbaus in Ballungs-

| I gebieten, den Wohnungsbau für
|

| |

1. Wir werden ein sozial- und Familien mit mehreren Kinderni gesellschaftspolitisches Konzept und fiir Alleinerziehende zu trag-
i I)

- - zur Verbesserung der Lebens- baren Preisen,

i |
|

-
perspektiven und der Lebensbe-

| | dingungen für alle Alters- und © zusammen mit den Gewerk-

| i sozialen Gruppen der Bevölke- schaften, der Wirtschaft und dem

| |
| rung erstellen. Die absehbare öffentlichen Dienst mehr qualifi-i | demographische Entwicklung zierte und sozial abgesicherte Teil-| | | erfordert, daß schon jetzt die zeitarbeitsplätze für Frauen undMi Weichen für ein schlüssiges Männer schaffen und das AngebotI Konzept gestellt werden, das ein an Teilzeitarbeitsplätzen in der

| soziales Zusammenleben aller Landesverwaltung spürbar erwei-
| I) Altersgruppen (Kinder und tern,

| IN Jugendliche, Berufstätige,
| ii en Man Landesmittel zur beruflichen

ll |

Worengie ade Wiedereingliederung der FrauenI :
bereitstellen, die ihre Berufstätigkeit

| | O über den Bundesrat darauf Are| hinwirken, daß der unsoziale ee un| i Kinderfreibetrag gestrichen und das

|| Kindergeld auf 100 DM fiir dasi | erste, 200 DM für das zweite sowie \ : ;

| i 300 DM fiir das dritte und jedes 2. Wir werden dieGesundheitsvor-

i ni weitere Kind erhöht wird, sorge ausbauen sowie Initiativen

i | i zurKostendämpfung und für|

| © die finanziellen Voraussetzungen mehr Gerechtigkeit im Gesund-"ll dafür schaffen, daß die Kommunen heitswesen ergreifen.I und Wohlfahrtsverbände mehr Vorrangig werden wir
dai Kinderkrippen, Ganztageskinder-

:

a ' i garten undKinderhorte einrichten O die Gesundheitserziehung und
| sowie die Öffnungszeiten in den Gesundheitsaufklärung im Rahmen

nl Kindergärten an die Arbeitszeiten der schulischen Bildung sowiea anpassen können, durch gezielte Aktionen der
Fi Gesundheits- und Gewerbeauf-i | O die Kindergartenbeiträge senken, sichtsämter verstärken,
Hi 68
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i O die Suchtbekämpfung, insbeson- rung und Beratung anstatt durch |

|

dere die Bekämpfung des Jugend- Überwachung und Ausgrenzung I

| alkoholismus intensivieren, bekämpfen. Wir werden insbeson-

|

i dere i

| © die verschiedenen Aktivitäten |

} der im Bereich der Gesundheits- O die AIDS-Forschung intensi- |

i förderung tätigen Organisationen, vieren, i

| Verbande und Selbsthilfegruppen

|

| besser koordinieren, O für eine offene und plurale |

| AIDS-Aufklärung an den Schulen |

i O die familiennahen Gesundheits- sorgen, |

| dienste flächendeckend ausbauen, i

i O eine öffentliche Auseinanderset-

|

| O den Krankenhausbedarfsplan mit zung über alle mit AIDS zusam-

|

dem Ziel eines weiteren Betten- menhängenden sozialen und gesell- i

| abbaus zugunsten eines vermehrten schaftlichen Probleme herbeiführen, |

| Angebots von Pflege- und Langzeit- a

| betten fortschreiben, O die Organisationen, Verbände I

| und Selbsthilfegruppen, die an der i
‚© über den Bundesrat darauf hin- Bekämpfung von AIDS mitwirken, |

wirken, daß die Leistungserbringer angemessen fördern sowie die )

| im Gesundheitswesen stärker in die Versorgung Erkrankter sicherstellen. |

_
Kostendampfung mit einbezogen I

werden, |

| 3. Wir wollen, daß der Umwelt- |

| O die personellen Mißstände in schutz am Arbeitsplatz beginnt. |

| den psychiatrischen Landeskranken- |

| häusern beheben und die sozial- Deshalb werden wir die wissen-

| psychiatrischen Dienste bedarfs- schaftliche Forschung an den

| gerecht ausbauen. Universitäten des Landes

| verstärken, damit weitere Erkennt- \

| Wir werden den Bestrebungen, nisse über die Entstehung von 2

|

| die Selbstbeteiligung der Versi- Krankheiten am Arbeitsplatz i

| cherten an den Krankheits- und gewonnen werden.
Kurkosten zu erweitern, entschie-

| denen Widerstand leisten. Mehr Deshalb werden wir die Gewer-

| Verteilungsgerechtigkeit statt mehr beaufsicht Baden-Württemberg
| Selbstbeteiligung ist unser Leitbild. schlagkraftiger machen.

Wir werden die Immunschwä- Und deshalb werden wir darauf
chekrankheit AIDS durch Aufklä- hinwirken, daß |
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I
il _. O krebserzeugende, erbgutveran- O das Defizit an Altenpflegeplätzen

H
H dernde und fruchtschädigende schrittweise beseitigen, ambulante

ii Arbeitsstoffe schrittweise verboten Dienste und teilstationäre Hilfen
ii werden, weiter ausbauen und zu einer Ganz-Il tagesbetreuung erweitern für die

hl O für alle erbgutverändernden und Alteren, die weiter in ihrer ge-
i | fruchtschädigenden Arbeitsstoffe wohnten Umgebung leben wollen,
il

/ eine Kennzeichnungspflicht einge-
ill führt wird und O gemeinwesenorientierte Heim-il zentren und Selbsthilfezentren

iW O die Mitbestimmung der Betriebs- schaffen, in denen die ältere Gene-
i I und Personalräte in Fragen des ration in Kontakt mit gesellschaft-i Arbeitsschutzes erweitert wird. lichen Gruppen der jiingeren Gene-
| rationen kulturelle Veranstaltungen

ne und Selbsthilfeaktivitäten entfalten| I ; kann und damit dem gesellschaft-
| lichen Leben verbunden bleibt,i | 4. Wir werden in einer Gesetzesin-
i |) itiative zur längerfristigen Siche- O zusammen mit den Wohlfahrts-
| ii rung der Altersversorgung fest- verbänden und den kommunalen

N | legen, daß : Landesverbänden einen ressortüber-
il greifenden Landesaltenplanili O der lohnbezogene Arbeitgeber- erstellen, :| | i beitrag durch einen kapitalorien-
| |) tierten Wertschöpfungsbeitrag O eine Bundesratsinitiative zur

i |

|

ergänzt wird, Einführung einer gesetzlichen| i Pflegeversicherung fiir alle ergreifen.

|

|

O ältere Menschen ihren Lebens-

| |) unterhalt ohne Inanspruchnahme Familiäre und ehrenamtlichei von Sozialhilfe bestreiten können, Hilfe findet ihre Grenzen bei
i 1 wir wollen die soziale Grundsiche- psychischer und physischer Uberfor-

ih rung einführen, derung. Gefordert ist die Verantwor-
i tung der Solidargemeinschaft sowie

1 |

©. der Bundeszuschuß zur Renten- fachliche Begleitung häuslicher

4 i i versicherung spürbar erhöht wird. Hilfen.

I | Darüber hinaus werden wiru 5. Wir werden

aa O die familiennahen Dienste für
i ältere Menschen ausbauen und O Selbsthilfeinitiativen auf dem

| i qualitativ verbessern, Gebiet der sozialen Dienste fordern,

ll 2
I)



|
| Sozial-, Gesundheits- und Familienpolitik |

|

|

|

| © Arbeitsloseninitiativen und die N

| Bildung neuer Genossenschaften |

| unterstiitzen,

| O Schuldnerberatungsstellen '

| einrichten, |

| © Ehe-, Familien- und Lebens- i

| beratungsstellen entsprechend den :

j

| psychosozialen Beratungsstellen I

i ausbauen,

|

O die Sozialhilfe des Landes so

|

ausstatten, daß den sozialen |

|
Einrichtungen ausreichendes und al

| qualifiziertes Material zur Verfügung i
gestellt werden kann; dies ist im |

| Hinblick auf die Zunahme von

|

Schwerst- und Mehrfachbehinde- i
| rungen besonders dringend. i

| i

iH

| 6. Wir wollen für Arbeitslose, die i

als nicht-vermittelbar eingestuft i

werden und deshalb keine i
i Chance auf dem Arbeitsmarkt |

haben, mit Mitteln des Landes,

| der Arbeitsverwaltung und der

| Sozialhilfeträger subventionierte

| Arbeitsplätze schaffen, die tarif-
gerechte Bezahlung sowie fach-

|

| liche und pädagogische Beglei-
tung gewährleisten.
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|

i . V. Agrarpolitik und © den Abbau der Fleischüber-

IM ländlicher Raum schüsse durch Bestandsobergrenzen
a in der Tierhaltung,

oo Die Stärkung des ländlichen
Raums und die Sicherung einer O die Förderung der Selbstver-

| bäuerlichen Landwirtschaftsstruktur marktung und des Ausbaus von
ai und die Förderung einer naturver- Selbstvermarktungseinrichtungen

il
| träglichen Landwirtschaft sind die auf genossenschaftlicher Basis.

|

Ziele unserer Agrarpolitik.

ai

1. Wir wolle
n

zur Dich zun
g
de
r

2. Wir wollen Maßnahmen zuri bäuerlichen Existenz und K a in de
r Landsfirtq He ofamen ostensenkung in der Landwirt-

W
W schaft durch

il O anstelle bestehender Abnehmer- j :

| |] garantiepreise die Einführung euro- enm päischer Marktpreise mit Außen- & ;

a schutz gegen subventionierte Agrar- Be ei:
Il importe. Die bestehenden Markt- © die Förderun

g von Maschinen

li

et ringen für einen überbetrieblichenIl] ordnungen sollen künftig saisonale 4 :a} ; ;
Maschineneinsatz,il und witterungsbedingte Ernte-

il a ae O ein Sonderprogramm zur Einfüh-! I 8 2 rung von Biogasanlagen, um die

| O Marktausgleich und Einkom- oe oeHl menssicherung fiir die Landwirte :

| || trennen. Die Einkommen wollen
| I) wir durch marktgerechte Preisgestal-

1 | | tung und direkte Einkommensüber- 3. Zur Förderung einer naturverträg-
| i tragung, lichen Landwirtschaft wollen wir
Ah
{HHI

1
|

O die Tierbestände an die verfüg- O weniger Einsatz von Dünge- und
| || bare landwirtschaftliche Produk- Spritzmitteln durch einen finan-| tionsfläche binden, ziellen Ausgleich der Mindererträge,

i O in den Grinland- und Berg- O Verbot des Einsatzes von

H
i regionen die hofbezogene Milch- Hormonpräparaten und Wachstums-

a kontigentierung aufheben und damit | förderern,

w
i

den Betrieben, die keine Alternative

N zur Milchproduktion haben, O Verbot nicht artgemäßer Tierhal-f Entwicklungsméglichkeiten geben, tung,

il



Agrarpolitik und landlicher Raum

|

Se ee ne ee Se a ee
O Umsstellungshilfen für bio- 4. Wir wollen die Agrarsozialpolitik

|

| logische Schädlingsbekämpfungs- ausbauen durch

|

|
methoden, :

O eine Staffelung der Beitrags- |

| O im Weinbau streben wir die zuschüsse nach dem Gesamt- |

| Zulassung von erprobten pero- betriebseinkommen,

| nospera-resistenten Rebsorten an, |

| um von bisher 20 Behandlungen O die Einbeziehung der Landwirte |

| mit Spritzmitteln auf ein bis zwei in die Novellierung der gesetzlichen i

| Behandlungen reduzieren zu Altersversorgung, um für Bauer und '
können. Ahnliche Sortenztich- Bauersfrau eine gesicherte Alters- |

| tungen sollten im Obstbau und in und Berufsunfähigkeitsversorgung
=

|

| anderen Kulturarten angestrebt zu gewährleisten. Eine eigenstän-

| werden, dige Altersversorgung der Bäue-
| 2 : rinnen muß genauso selbstverständ-

|

| O Förderung der Biotopvernetzung lich werden wie in Handwerks- und
i in der Landschaft, freien Berufen,
|

q

| en zen O Verbesserung des Mutterschutzes
? durch Angleichung an die Regelung i

| © Genehmigungspflicht für den der gewerblichen Wirtschaft.

|

Wiesenumbruch; Förderung der
|

Umwandlung von Ackerland in |

|
Wiesen und Grünland, i

© Einführung einer Düngeverord- 5. Zur Stärkung des ländlichen |

. nung: Hilfen zum Bau von größeren Raumes wollen wir i

| Güllebehältern zur gezielten
Verwertung der betriebseigenen O die Regionalförderung auf

| Düngevorräte, ausbaufähige Mittelzentren konzen-
| trieren. Gewerbliche Standortnach-

| O Nutzungsentschädigung für teile müssen durch gezielten

| Mindererträge durch staatliche Ausbau der öffentlichen Infra-

|

| Auflagen in Wasserschutzgebieten, struktur ausgeglichen werden. Dazu oy

i Natur- und Landschaftsschutz- gehören kulturelle Angebote und

| gebieten sowie in festgelegten Einrichtungen der Weiterbildung,

| Feuchtgebieten. Die Mittelaufbrin- |

| gung muB tiber allgemeine Steuer- O Knotenpunkte des kiinftigen
mittel im Landeshaushalt gesichert digitalisierten Fernsprechnetzes |

werden. Die Erhebung des Wasser- ohne Zeitverzögerung auch in länd- |

pfennigs wird abgelehnt. lichen Mittelzentren einrichten, |

:
Te



I |

| Agrarpolitik und ländlicher RaumOe
a ;i) O verfügbare Gewerbeflächen in

lt
|

- einem zentralen Informationssystem
il erfassen, um aussiedlungswilligen

M
i

_
Unternehmen Entscheidungshilfen

i zu geben.
i

| 6. Wir wollen

| O die Forschung im landwirtschaft-

q |

lichen Bereich intensivieren fiir diei wissenschaftliche Begleitung alterna-
tl tiver Landbaumethoden,4

a O die Erforschung von Wirkungs-
i zusammenhängen zwischen land- :

Al wirtschaftlicher Produktion, Boden-
a biologie, Grundwasser, Fauna, Flora

| und gesunden Nahrungsmitteln.
il
a
ul

ai :|a
i]ai
a :

|
iIa :

| |



Innen- und Rechtspolitik

|

|

VI. Innen- und Rechtspolitik Diskriminierung Anders-

|

i : denkender beenden.

i Deshalb wollen wir 1

i Die Stärkung der kommunalen |

| Selbstverwaltung, die Wiederherste- | © die Abschaffung der Regel-

|

|

lung von innerer Liberalität, anfrage an den Verfassungsschutz
|

Gerechtigkeit und Rechtssicherheit bei der Einstellung in den öffent-

| sind die Pfeiler unserer Innen- und lichen Dienst,

|

| Rechtspolitik zur Erhaltung und |

| es an O die Abschaffung der Polizei- i

Ea kostenverordnung,
|

|

|

|

1.Wir wollen O die Rücknahme aller im |

|
Bundesrat eingebrachten Gesetz-

' © die Stärkung der Demokratie auf | entwürfe zur Einschränkung der |

kommunaler Ebene durch Fortent- Demonstrationsfreiheit,
wicklung der Gemeindeordnung |

(Erleichterung beim Bürgerent- O die verfassungskonforme Novel-

| scheid, Kommunalisierung der lierung des Landesdatenschutz-
Landratsverwaltung, Volkswahl des gesetzes entsprechend dem Volks- |

Landrats, Stärkung der Ortschafts- zählungsurteil des Bundesver-

|

verfassungen und Bezirkbeiratsver- fassungsgerichts,

i fassung, Eingliederung unterer ien des Landes in die © die Zuordnung der Landesdaten-
andkreise

),
schutzbeauftragten zum Landtag |

| O die Stärkung der Regionalver- — Det ee }

bande, ;

| O die Kürzungen der Kommunal- O eine Initiative beim Bundesrat |

q finanzen rückgängig machen und ergreifen mit dem Ziel, daß der.

| einen eigenverantwortlichen Finanz- | Nötigungsparagraph 240 StGB nicht

|

' spielraum schaffen (Investitions- mehr gegen friedliche Demon-

| pauschalen statt Tépfchenwirt- stranten mißbraucht werden kann,

| schaft).

| : O die Sicherung gegen Filz und |

Amterpatronage durch einen erwei-
2. Wir wollen die innere Liberalität terten Ausbau demokratischer
im Lande wieder herstellen und Entscheidungsprozesse bei der
die ständige Gängelung und Besetzung wichtiger Positionen.

75



r= = ER e eeti | | |

|

|

Innen- und Rechtspolitik

3. Wir wollen die Verbrechens- © durch Kompetenzverstärkung der

ll

“
bekämpfung verbessern Gerichte bei der Einstellung von

N Strafverfahren,
I} O durch eine personelle Verstär-

| kung aller Dienststellen der Polizei. O durch eine Initiative für eine

ll Wir wollen wieder den Schutzmann Reform des Insolvenzrechtes mit

| an der Ecke. Wir wollen die Polizei | dem Ziel der Sanierung statt Liqui-

| wieder in die Lage versetzen, dierung.

| I} vorbeugend tätig zu werden,

|

| © durch hierzu notwendige säch- 4. Unser Ziel ist es, das Umwelt-

M
i

liche Ausstattung bei den Polizei- recht (Umweltstrafrecht, Ord-
ll dienststellen nungswidrigkeitsrecht, Umwelt-‘al >

| haftungsrecht) so auszubauen,

| © durch einen besseren Gesetzes- daß sich Umweltverschmutzung

i vollzug im Bereich des Fernver- und Umweltvergiftung nicht
i kehrs, der die Verkehrssicherheit mehr lohnt.u erhöht und den sozialen Schutzvor- Dafür wollen wir

|

é caae a dic Romuaher Geltiine © eine personell und sachlich

qt
|

bessere Ausstattung der Polizei zur

i] O durch die Verstärkung der on fang dor Umweltkamina:

|| zuständigen Polizeidienststellen,

| | Schwerpunkt-Staatsanwaltschafte
n

O alle öffentlichen Bediensteten
4 und Wirtschaftskammern zur effek- verpflichten, schwere Umwelt-
u ne a ee delikte, von denen sie erfahren, zur

| Stelle dafür finanziert sich selber a
durch eine erfolgreiche Bekämpfung | © die Schaffung von Umweltstraf-

N dieser Mißstände, kammern und Schwerpunkt-Staats-
li anwaltschaften mit entsprechenderia O durch eine wesentliche Verbesse- | personeller und sächlicher Ausstat-
il rung der Personalausstattung der tung zur wirkungsvollen Bekämp-
il Justiz auf allen Ebenen, da bis- fung der Umweltkriminalität,
| | herige Verfahrenslaufzeiten an eine

A| Verweigerung der Rechtsgewähr des © Wir werden dafür sorgen, daß

’ | Staates grenzen, der Strafgeld- und Bußgeldrahmen
ii} so ausgestaltet wird, daB zumindestll O durch eine Ausweitung der die mit der Umweltverschmutzung

\
|

| schlichtungsorientierten Kompo- geschaffenen Vorteile im vollena nenten unseres Verfahrensrechts, Umfange abgeschöpft werden,il 76 =

|
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| Innen- und Rechtspolitik

|

| O Initiativen zur Reform des 7. Wir wollen der angespannten |

Umwelthaftungsrechtes mit dem Wohnungssituation in den |

| Ziel der Einführung der Gefähr- Städten und insbesondere in den |

| dungshaftung und Beweiserleichte- Ballungsräumen dadurch I

i rung für die Geschädigten bis hin begegnen, daß wir f

|

zur Beweislast-Umkehr in Umwelt-
| schadensersatzprozessen. Wer die O ein Programm für die jährliche |

| Umwelt verschmutzt, hat die Förderung von 1600 Sozialmietwoh-

| Beweislast dafür, daß daraus kein nungen auflegen, |

| Schaden entsteht. i

O Zuschiisse zur Modernisierung |

von jährlich 400 Sozialmietwoh-
5. Im Bereich des Strafvollzugs nungen bereitstellen,
wollen wir '

O durch eine Nachsubvention -

O eine wirksame Betreuung der verhindern, daß die Kostenmiete |

Straffalligen vor und nach der Haft, der älteren Sozialmietwohnungen
| die Mietobergrenze für neugebaute

O die Aufstockung der Zahl der Sozialmietwohnungen übersteigt,
|

Vollzugsbediensteten und eine a

Ausrichtung des Vollzugs am Ziel O den Verkauf von Sozialmietwoh- |

der Resozialisierung. nungen landeseigener Gesell-
| schaften verhindern.

6.Wir wollen

8. Wir wollen den unverschuldet
O durch Arbeitszeitverkürzungen (z. B. durch Arbeitslosigkeit) in
und Abbau von Überstunden mehr Not geratenen Häuslesbauern zur

| Personalstellen im öffentlichen Abwendung von Zwangsverstei- |
Dienst schaffen, gerungen durch Uberbriickungs-

kredite, zeitweilige Aussetzung

i O die Aufhebung des Beförde- von Rückzahlungsverpflichtungen |

| Tungsstops und der Stellenbeset- u.ä. helfen. |

i zungssperre sowie mindestens die :

‚Einhaltung der Stellenplanober- .

|

| grenzenverordnung,
:

© die Mitbestimmung bei der
Einführung neuer Text- und
Kommunikationsverarbeitungs-

|

systeme.
|
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ia

|

.
VII. Bildungs- und O ein Entwicklungsprogramm

|

Wissenschaftspolitik einleiten mit dem Ziel, daß einif flächendeckendes Angebot an

|

In der Bildungs- und Wissen- öffentlichen Ganztagsschulen ini schaftspolitik werden wir die allge- allen Schularten vorhanden ist,
a meine schulische Bildung, die

|

|

_ berufliche Bildung, die Fort- und O „Fördern statt Auslesen“ und

| ih Weiterbildung und die universitäre deshalb die Durchlässigkeita Bildung zu einem Gesamtkonzept zwischen den Schularten wieder

|

|

verbinden: herstellen und die Ausbildungsför-

| I 3 derung als wirksamen Beitrag zuril 1. Wir werden den pädagogischen Chancengleichheit für Schüleri Freiraum an den Schulen wieder einfordern, sowohl die Wahl von

M
i herstellen und die pädagogische weiterführenden Schulen bis zur

| Freiheit sichern. Aus der verwal- Klasse 7 offenhalten,
ah ‘teten und verwaltenden Schule

muß die lebendige und gestal- O das Angebot in den Fächern
al tende Schule werden. Sport, Kunst und Musik verstärken,

al Deshalb werden wir
al © Integration allgemeiner und

| | | O die Mitwirkungsrechte der Eltern beruflicher Bildung erweitern und

Il und Schüler stärken, d.h. z.B. Betriebspraktika für alle Schüler,
u | keine Schulleiterbestellung gegen auch Gymnasiasten anbieten,
ah den Willen der Eltern, Lehrer und
a Schüler, keine Zensur bei Schüler- O zur Erhöhung der Berufschancen

H
l

zeitungen und Einrichtung einer für Hauptschüler ein 10. Haupt-
al Landesschülervertretung, schuljahr einführen,
Hy

a O dafür sorgen, daß keine Klasse O die Berufsschulen stärken durch -

W
t künftig mehr als 25 Schülerinnen Abbau der Unterrichtsausfälle, der

{ i} und Schiiler hat, Uberstunden und durch ein Sonder-
Hl programm zur Einstellung zusätz-

O den Elternwillen respektieren licher Lehrer im Berufsschul-
i und überall dort, wo es gewünscht bereich,
Al wird, Gesamtschulen einrichten und

| | die Gesamtschule im Schulgesetz O einen zweiten Berufsschultag für
u verankern, alle einführen,

i | O die Integration behinderter O dafür sorgen, daß junge
Kinder in das allgemeine Schul- Menschen eine zukunftsorientierte

|

leben ermöglichen, Ausbildung bekommen und dafür
78



Bildungs- und Wissenschaftspolitik
:

|

|

|

außer- und überbetriebliche Ausbil- den Berufsschulen, Hochschulen |

' dung bekommen und dafür außer- und Fernunterricht in allen

i und überbetriebliche Ausbildungs- Formen), en

|
plätze schaffen, damit die Qualität |

der Ausbildung gesichert ist. Dafür © Kooperation der Träger auf _

organisieren wir einen dauernden Kreis-und Landesebene,
Dialog zwischen Wirtschaft, Politik A

| und Gewerkschaften über alle anste- | © gin Programm zur Wiederein-

|

| hendenStrukturveränderungenmit gliederung und zur familienbeglei- |

| den Konsequenzen für neue Inhalte tenden Weiterbildung für Frauen, a

| der Bildung.

|

! O Zuschüsse zu Qualifizierungs- a
maßnahmen für die Beschäftigten in

| 2. Allgemeine und berufliche sowie ae
politische Weiterbildung ergänzen ie

5

: und bedingen sich. Der Zugang zu _ a 2 vonDe |

Weiter- und Fortbildung ist für alle AU Ves DEN. |

| zu ermöglichen durch rungsgruppen (für undmitArbeits- 2
losen, Ausländern, Senioren)

| einschließlich Stadtteilarbeit,

| O eine verläßliche Bezuschussung
; |

| durch dasLand, die den Eigenanteil © den Aufbau der Beratung für
| senkt, die Qualität der Weiterbil- und in der Weiterbildung. |

| dung sichert (Drittelfinanzierung für |

| Personal- und Sachkosten) und mit

|

-
der Drittelfinanzierung der

| Kommunen gleichzieht, 3. Die gesetzlichen Rahmenbedin-

| gungen werden wir wesentlich |

| O Lernmittel- und Beitragsfreiheit verbessern durch {

| für Weiterbildungsmaßnahmen, die |

zu einem Schulabschluß führen O die Einführung des Bildungs-

|

| (weiter Bildungsweg), urlaubs für Arbeitnehmer in Baden- _

|

|

Württemberg,

|

; O Einbeziehung und Nutzung aller |

| Bildungseinrichtungen zugunsten O ein eindeutiges Mitbestimmungs-
;

einer betriebsunabhängigen Weiter-- | recht für Personalräte und Betriebs- |

| bildung (von den VHS, kirchlichen, räte bei betrieblichen Qualifizie-

| gewerkschaftlichen und ländlichen rungsmaßnahmen, und zwar im
Bildungseinrichtungen, über die Sinne eines individuellen Bewer-
Bibliotheken und Museen bis zu bungsrechtes,.. =
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Bildungs- und Wissenschaftspolitik
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a

|

|

_O die Verbesserung des Arbeits- erfahrung. Für sie ist auf das Abitur |

ji förderungsgesetzes, und zwar nach als Eingangsvoraussetzung zu ver-

|]

|

_
Anspruch und begleitenden Hilfen. zichten,

i © den Anteil von Frauen in
ne Forschung und Lehre erhöhen. An

|

4. In der Hochschulpolitik werden jeder Hochschule ist eine Frauen- |

i wir gleichstellungsstelle einzurichten,

|

|

O das Bildungspotential der Hoch- O die gesellschaftliche Kontrolle

EI schulen allen sozialen Schichten der der Forschung an den Hochschulen

|

Bevölkerung gleichermaßen zugäng- verbessern und eine Erhöhung der
i lich machen. Deshalb halten wir die staatlichen Forschungsmittel. Da die

|| Rückkehr zum Bafög-System für Lehre auf keinen Fall vernachlässigt

N

-

unverzichtbar, werden darf, sind mehr Stellen zui schaffen,i | © die VerfaBte Studentenschaft
i wieder einführen, O die Fachhochschulen sachlich

ah und personell groBziigiger aus-
it O das Studium auf eine breite statten. Dies ist auch notwendig, uma soziale Verantwortungsbasis stellen. sie stärker zu Forschungseinrich-
a Spätere Ingenieure/innen haben tungen werden zu lassen. Ihre

|

| sich mit den ökologischen Folgen Bedeutung für den zweiten |i ihres Tuns zu befassen, Geistes- Bildungsweg muß wieder wachsen,
a Sozialwissenschaftler/innen sind für
a die kritische Auseinandersetzung O das Studienangebot der Päda-

a} mit gesellschaftsverändernden gogischen Hochschulen, deren

H
l

Ergebnissen von Technik und Eigenständigkeit sich bewährt hat,
I | Naturwissenschaften zu befähigen, durch die Inanspruchnahme für die |
ul Fort- und Weiterbildung zusätzlich |

at O den Numerus clausus aufheben. stärken.
|| Die Schaffung der dafiir notwen- :

ih digen Mehrstellen ist als Zukunfts-
ul programm zu begreifen,

|

Il |

li O die Verbindung von Hoch- |

Il schulen und der Welt der Arbeit" herstellen. Wir wollen die Offnung a

ll aller Hochschulen für die Weiterbil- |

Il dung von Arbeitnehmern auf der

N | Grundlage ihrer praktischen Berufs-
| 80 |
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! || Kunst und Kultur |

Fi le eee Re re

| Vill. Kunst und Kultur : mittelnden fiir eine erneuernde und

|

4 stetige Kulturarbeit auf allen

| Unser Land und seine Ebenen,

i Menschen brauchen den Aufbruch 7

j

i in der Kulturpolitik O durch Impulse fiir die Schaffung

|

von Arbeitsplätzen auf diesem Feld, |

| O durch eine politische Kultur des

; Dialogs und der Toleranz statt eS

i vordemokratischer Bevormundung oe aa Spare |

| und höfischer Selbstdarstellung, j

© durch eine Férderung von Kunst damit immer mehr Menschen |

und Kultur mit der Chance, daß ihr Leben selbstverantwortlich in
|

diese eine eigenständigen Gegen- die Hand nehmen können, d. h.
öffentlichkeit bilden können gegen ihre Welt erkennen, verstehen und
konservative Privatisierungs- und zu verändern vermögen.
Entmündigungsstrategien,

O durch die stetige öffentliche
|

Förderung einer tragenden kultu- : : S |

rellen Infrastruktur in Stadt und 1. Finanzielle Spielräume für Kultur
Land, statt sich in immer neue, £ :

teure, zentralistische und spektaku- Wir wollen
läre Großvorhaben zu stürzen,

O die steigenden Einnahmen des |

| O durch die Férderung von Kunst Landes aus Toto-Lotto usw. voll fiir
und Kultur in der Breite wie in die Förderung von Kunst, Kultur
ihren avantgardistischen Spitzen- und Sport einsetzen,

| leistungen, |

: O uns weiter fiir ein kulturfreund-
| O die die Aufhebung der Arbeits- liches Steuerrecht einsetzen: |

i teilung „aufklärerische Kunst für deshalb darf die 7-%-Ermäßigung in

|

| wenige, Brot und Spiele für viele“ der Mehrwertbesteuerung von |

| fördert, Büchern nicht angetastet werden,

i muß das Steuerrecht endlich der

|

O durch die gleichberechtigte Eigeninitiative der Kulturvereine

| Förderung traditioneller und sozio- und -institutionen entgegen- |

{ kultureller Kulturarbeit, kommen,
| müssen steuerliche Anreize für den

O durch die Qualifizierung der Erwerb zeitgenössischer Kunst
Kulturschaffenden und Kulturver- geschaffen werden.
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| 2. Kulturelle Bildung gehören auch die Pädagogischen
il :

Hochschulen),

W
h Wir wollen allen Kindern eines

| N Jahrgangs, in welcher Schule auch O indem wir die Erweiterungs- und

|

f immer, die Chance der Begegnung, Aufbaustudiengänge anbieten für

1 der Auseinandersetzung mit Kultur Popularmusik, Design, Film/Video
i und der aktiven Teilnahme eröffnen. | usw. sowie für das Qualifizierungs-if Dies muß seinen Niederschlag in konzept „Praxisnahe Kulturarbeit“

| I . .den Lehrplänen finden. (Kulturelles Management, Darstel-

|

|

lendes Spiel usw.),

i] Wir wollen die Gleichberechti-
‘il gung der kiinstlerischen Facher mit um den Bedarf an Kulturarbeit

| I den sogenannten Leistungsfächern. in der Jugendarbeit, der Arbeit mit

| |

| Wir werden fördern: Senioren, mit Kranken, in den

| | |

;
Volkshochschulen, den Kommu-

i} O fächerübergreifende Projekte nalen Kinos oder den soziokultu-
i : rellen Initiativen gerecht werden.
u O sowie die Begegnung von Schü-
i lern und Kiinstlern (Autoren,

1 | bildende Künstler, Theaterleute, 3. Dezentrale Kulturförderungu Videokünstler usw.). Arbeitsgemein-

N schaften dürfen keinesfalls Ersatz Wir wollen: die kulturelle Infra-
u für fehlende Angebote im Pflicht- struktur im ländlichen Raum wie in

ql unterricht sein. den Städten ausbauen. Über die

1 |

; bewährte gemeinsame Mischfinan-

j i) Wir wollen Kindern, Jugend- zierung von Land und Kommunen

q lichen und Erwachsenen aller hinaus wollen wir eine Kultur-
il sozialen Schichten den Zugang zu pauschale des Landes zur freien
al Musikschulen, Kunstschulen und Gestaltung für die Gemeinden
i ©

Volkshochschulen ermöglichen, einführen,u indem das Land sich an der Finan-

| zierung zu einem Drittel beteiligt. O damit alle Bürgerinnen und
a Biirger Zugang haben zu den
i | Wir werden der Notwendigkeit Bibliotheken/Mediotheken,
Tl Rechnung tragen, mehr Kulturschaf- | Museen, Programmkinos, soziokul-

i

Il fende und Kulturvermittelnde aus- turellen Initiativen, kulturtreibenden

H
t

und weiterzubilden Vereinen,

a O indem wir die Kapazitäten der O damit Räume angeboten werden

|

| Kunsthochschulen und Akademien können für Künstler (Ateliers),
I ausbauen bzw. dafür nutzen (dazu für Workshops mit Schriftstellern,i 82
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|

ly a 1 theewe ae PUM ye Muna errSe ee I

für Musikgruppen und Chöre, ihnen allerdings auf dem Feld der |

j für Amateurtheatergruppen und Kunstvermittlung zusätzliche Bestä-
_

|

| gewerkschaftliche Kulturarbeit, tigungsmöglichkeiten anbieten,
|

|

für Madchentreffs, Spielgruppen, fiir
i Kulturcafés und Kulturwerkstätten,

- O die Filmkultur in Baden-Würt-

|

‘ temberg aus ihrem unverdienten

i O damit arbeitslose Jugendliche Aschenputtel-Dasein herausholen,

| nicht von der Teilhabe an kultu- durch einen „Entwicklungsplan :

i rellen Angeboten ausgeschlossen Film- und Kinokultur“ retten
| werden (Sozialpässe fiir arbeitslose (Abspielförderung, Produktionsför-- :

j Jugendliche zur kostenlosen Benut- derung). |

| zung kommunaler Freizeiteinrich-
tungen und des öffentlichen Nah-

| verkehrs),
5. Zum alten muß ein neues Kunst-

O damit Workshops und Kultur- publikum komme
i feste in den Regionen veranstaltet
i werden können, die neue Wege in Wir wollen die kulturelle Teil-

der Förderung zeitgenössischer habe möglichst vieler Menschen
Kunst oder der Kunstvermittlung erreichen
gehen.

O durch Personalkostenzuschüsse
für Werkstattarbeit, Projektarbeit

4. Kulturförderung im klassischen usw. die Kultur erlebbar und
Sinne erkannbar macht (Beispiel:

Geschichtsmuseen),
Wir wollen

ee: O durch die Förderung von
i O die ästhetische Gestaltung beispielhaften Aktionen zum

| unserer Umwelt, z. B. durch Arbeitsthema „Kulturort Fabrik“, |

4 Aufträge für Kunst im öffentlichen

| Raum im weitesten Sinne (2-%- O durch Förderung der soziokultu-

| Klausel), auch für Unterführungen, rellen Arbeit,

| Brücken usw. — und zwar unter

_

Einbeziehung der Kulturschaf- O durch Stiftung eines Preises

| fenden in den Entscheidungsprozeß, „Innovation für Kultur, Bildung und

| Gesellschaft“.

| O die Förderung der bildenden
Künstler, Autoren, Komponisten, Das bedeutet, daß wir weniger in
darstellenden Künstler beibehalten, Großbauten investieren als in kultu-
wie sie derzeit gehandelt wird, relle Dienstleistungen.
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a Kunst und Kultur,
|

.. 6. Soziokultur ihren Kulturauftrag verwirklichen

1 können, d.h. attraktive Sendezeiten

| Wir wollen für Kultur schaffen, die Wortpro-

| I gramme verstärken, Chöre und

| I die Arbeit der soziokulturellen Orchester erhalten, sowie die
I Initiativen und Zentren im Lande Kulturarbeit vor Ort durch die
i anerkennen und fordern Regionalisierung von Programmen

ji ermutigen helfen.i © als Ort der experimentellen .

|
| Erprobung und Aneignung neuerll künstlerischer Ausdrucksformen,

Mo 8. Kultur als Brücke

| O als Ort der kulturellen Vielfalt
I (alle Kultursparten unter einem Wir wollen
tl | Dach) und der Begegnung,i . © die Bildungs- und Kulturarbeit in
i O als Ort, an dem immer von unseren Schulen und Hochschulen,
ay, neuem versucht wird, Schwellen- in Lehrplanen und durch Projekte

| I ängste vieler Zeitgenossen gegen- stärker als bisher für andere
i |

uber der Kunst abzubauen und Kulturen öffnen und damit zugleich

|

| genossenschaftlich zu arbeiten, einen Beitrag zur FriedensfähigkeitI leisten (Verhältnis Deutsche —

i durch Zuschiisse fiir Investi- Ausländer, Nord-Süd-Frage, Ost-
I tionen, Personal und Projekte, West-Verhaltnis),
I durch die Einbeziehung in kommu-
i nale Revitalisierungsprogramme, O den Austausch baden-wiirttem-
i Weiterbildungs- und Filmförderung. bergischer Kunststudenten mit

| Dies ist eine gemeinsame Aufgabe Kunststudenten der DDR und
u von Land und Kommunen. osteuropäischer Länder tatkräftig

| In strukturschwachen Regionen fordern,
al muß das Land gegebenenfalls einen
i höheren Anteil an der Finanzierung O ein Dokumentationszentrum zur
I übernehmen. deutsch-jiidischen Geschichte im
a :

Südwesten sowie der Sinti und
u Roma errichten.

Il 7. Kultur und Medien

ai Wir wollen

ii die öffentlich-rechtlichen Medien
N erhalten und stärken, damit sie
i 34



1 Jugend und Sport 5
| une ee

IX. Jugend und Sport
: damit Jugendarbeit von ihren

i zuständigen Trägern eigenständig
|

| Wir wollen SESSION ausgeübt
°|

_ Werden kann.
Fie

O jugendspezifische Beratungs-

| stellen und Angebote offener
i Jugendarbeit finanziell unterstiitzen Wir wollen 3

|

(z. B. AIDS-Beratung, psychosoziale 2

| und Suchtberatung), © die Übungsleiterpauschale von

| DM 2.400 auf DM 3.650 erhöhen,
| O durch die Förderung des

4 sozialen Wohnungsbaus auch O den Freibetrag bei der Körper-
Möglichkeiten für neue Formen des schaftssteuer und bei der Gewerbe- 3

Zusammenlebens schaffen steuer von DM 5.000 auf DM 7.500
| (z.B. WGs/angemessenerWohn- erhöhen,

raum für Selbsthilfegruppen),
| O das Steuerrecht für Vereine &

O arbeitslose Jugendliche an den vereinfachen und entrümpeln und a
kulturellen Angeboten teilhaben den Vereinen die Kompetenz zur ae

lassen, indem wir Sozialpässe für Ausstellung von Spendenbescheini- |

el Jugendliche zur kosten- gungen geben. Eine eindeutige 2
osen Benutzung aller kommunalen steuerrechtliche Trennung von

|

Freizeiteinrichtungen und des gemeinnützigen Vereinen und . |

öffentlichenNahverkehrs durch das solchen, die Sport überwiegend

|

Land unterstützen, kommerziell betreiben, wollen wir |

einführen
O daß gerade Mädchen bei allen :

| um un
d Gear | ©
,

de Einstungvo
n

Sporehre
m

|
keiten geboten wird (Mädchentreffs, aan

j Theaterworkshops für Mädchen Perubschule
n,

BAUDE-ae Sas

i usw) schulen ne ae

i

> von zwei Wochenstunden Sport

O die Gelder für den Landes- DOs

_ jugendring erhdhen und die Jugend- : 5

| Stiftung, auf deren finanziellen O ao
e Programm „Arbeit und

' Mitteln kein Rechtsanspruch Sport“ zur Unterstützung des
besteht, auflösen und diese Gelder Ehrenamts in Vereinen auflegen,

i dem Landesjugendplan zur Finan-
zierung von Jugendprojekten O den Bau von Schulsportplätzen
zuschlagen, und -hallen fördern,
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Jugend und Sport

I AOE A Is EIS heeee PS ER Tr TEEEE Ale ne EN LE eeSi EN EEE TE ge

- © Sportorganisationen als Trager
I öffentlicher Belange anerkennen

_ und friihzeitig in Bauleit- und Fach-
I planungen einbeziehen,

j

|

O die TA Lärm so fassen, daß

| Industrielärm nicht mit Sportlärm
gleichgesetzt wird.

|

|

I

|

|

1
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I

i)
|

|
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